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Liebe Leserinnen und Leser 


Wenn ihr dieses ‘Forum Recht‘-Sommerheft in den 
Händen haltet, ist die mehrjährige Zusammenarbeit 
mit dem Klartext Verlag in Essen bereits beendet. Wir 
danken den Menschen, die dort an der Produktion von 
“Forum Recht‘ beteiligt waren, und insbesondere Kri- 
stiane Kremmer für die gute Zusammenarbeit der letz- 
ten Jahre — wir bedauern die Art und Weise, wie es 
nun zu Ende geht. 

Den verdienten Sommerurlaub wird die Redaktion 
nun zum Teil darauf verwenden, die Produktion von 
“Forum Recht‘ völlig neu zu gestalten: Eine neue Fi- 
nanzierung muß her (und ist auch schon in Sicht), 
Satz, Layout, Druck und Vertrieb müssen neu orga- 
nisiert werden und zwar bis auf weiteres in eigener 
Regie (auch hier sind praktikable Lösungen absehbar). 
Laßt euch vom neuen ‘Forum Recht‘ im nächsten Heft 
überraschen. 

Nach dem Bundestreffen der Fachschaften und ‘Fo- 
rum Recht’-Gruppen Anfang Mai in Bochum weht ei- 
ne frische Brise durch das Projekt, Euphoriker wit- 
tern gar Aufbruchstimmung — alle Beteiligten wer- 
den zugeben, daß das Projekt dies verdammt nötig hat. 
Es waren sich aber auch alle darin einig, daß ‘Forum 
Recht‘ so wichtig ist wie am ersten Tag und es ver- 
dient, mit neuen Energien fortgeführt und noch wei- 
terentwickelt zu werden. Die durchaus notwendige 
größere Verbreitung, die ‘Forum Recht‘ finden soll- 
so vor allem eine breitere LeserInnenschaft ist re- 
alistisch, wenn alle daran mitarbeiten: Fachschaften, 
Jura-Gruppen, Förderer, natürlich die Redaktion — 
wir werden unser Bestes tun — und nicht zuletzt die 
Leserinnen und Leser selbst. Ohne eure Unterstützung 
wären wir nur eine — wenn auch schillernde — Sei- 
fenblase. 

Dieses ‘Forum Recht‘-Sommerheft greift aus gegebe- 
nem Anlaß das neue alte Thema ‘$ 218° auf: Wir wol- 
len dazu beitragen, den Widerstand gegen die regie- 
renden Abtreibungsgegner zu mobilisieren, um ein po- 
litisches Klima zu schaffen, in dem die ersatzlose 
Streichung der $$ 218ff aus dem StGB möglich wird. 
Daneben greifen wir noch einmal die sog. ‘Sicher- 
heits‘-Gesetze auf: Steuer‘reform‘, Sommerloch, Gor- 
batschow, Olympiade und andere Dinge, die unsere 
Gemüter erregen, machen uns leicht vergessen, wel- 
chen Anschlag auf die Freiheit in dieser Republik die 
vereinigten Zimmermänner planen. 

Das Heft 3/88 wird voraussichtlich im Oktober er- 
scheinen und die Bestrebungen zur Verschärfung des 
AusländerInnen-Rechts zum Gegenstand haben (Re- 
daktionsschluß: 15.9.1988; Kommentare, Beiträge, 
Dokumente und andere Zusendungen sind ausdrück- 
lich erbeten!). 

Einen ebenso produktiven wie 

reproduktiven Sommer wünschen 

sich und euch 

Carola, Helmut, Martin und Rainer 


RUNDFRAGE 
Wie sıchen Sie zum $ 218 Str-G.-B. 
Paragraph 218, wahrscheinlich der des Verbots der Ab- 
treibung ?? Ich vermute? 
Was: it atmet, lebt nicht; die Schäden der »Kind- 
i = ihre Privatsache! Aber warum werden nicht 


iche Richter über diesen Paragraphen zu 
a bekanntlich Männer noch nie im Leben 


lich unschädliche Mittel verkauft? Außerdem ha- _ 


Schwerpunkt 
N 218 


Text: Else Lasker-Schüler, Gesammelte Werke, Bd. 2. Kösel Verlag, München 1962 


Foto; Ullstein 


Über die unablässigen Versuche, 
Frauen die Abtreibung auszutreiben 


Die staatliche und patriarchalische 
Verfolgung von Schwangerschafts- 
abbrüchen mit dem Mittel der straf- 
rechtlichen Repression - 
$ 218 StGB - ist ein Jahrhundert- 
thema: Als politischer Streitgegen- 
stand wird es sicher die Jahrtau- 
sendwende überleben. Seit Ein- 
führung der unbedingten Strafbar- 
keit der Abtreibung im Jahre 1871 
ist die Stimme der Frauenbewe- 
gung nicht verstummt, die für die 
ersatzlose Streichung des $ 218 
kämpft: heute so wie vor 15 Jahren 
und vor 60 Jahren. Daß der $ 218 
auch anno 1988 politisches The- 
ma ist, verdankt er einerseits dem 
Bundesverfassungsgericht, das 
1976 auf Betreiben der CDU die 
Kriminalisierung von Schwanger- 
schaftsabbrüchen als „durch das 
Grundgesetz geboten” zementier- 
te. Die andauernde Existenz des 
strafrechtlichen Abtreibungsver- 
bots fordert auch nach 117 Jahren 
Widerstand heraus. Andererseits 
sind da jene, die seit den frühen 
siebziger Jahren eine Liberalisie- 
rung der Abtreibungsregelung als 
„massenhafte Tötung ungebore- 
nen Lebens” bekämpfen. Daran 
änderte auch die ab 1976 geltende 
restriktive Indikationsregelung der 
88 218 ff StGB nichts — im Gegen- 
teil. Spätestens seit der „geistig 
moralischen Wende” 1982/83 tönt 
es - getreu dem Motto: „Knüppel 
aus dem Sack” - wieder lauter 
und schärfer aus katholischen und 
christ-demokratischen Ecken: Die 
gesetzlichen Regelungen müssen 
verschärft werden. Angriffspunkte 
sind und waren vor allem die „sog. 
Notlagenindikation” und „Pro Fa- 
milia”. Wenn schon nicht durch 
Änderung des $ 218 (welche politi- 
sche Angst hält die „christlichen” 
Politiker eigentlich davon ab!?) 
dann doch wenigstens durch eine 
Verschärfung der Rahmenbedin- 
gungen. War der Plan, die Kran- 
kenkassen-Finanzierung der Ab- 
brüche zu stoppen, 1984 noch ge- 
scheitert und brachte die „Stiftung 


Annette Springmeier, He 


Mutter und Kind — Schutz des un- 
geborenen Lebens” noch nicht die 
erhoffte Wirkung, liegt nun ein sub- 
tileres, wenn auch nicht ungefährli- 
cheres Machwerk auf dem Tisch: 
Rita Süßmuth's Entwurf eines 
„Schwangerenberatungsgesetzes” 
— übrigens das erste Gesetzesvor- 
haben der ersten Frauenministerin 
der BRD! 

Eins hat Rita jedenfalls erreicht: 
& 218 ist wieder Thema. Die einen 
sehen nun endlich ihre Chance, 
zum Schlag gegen das „organisier- 
te Töten ungeborenen Lebens” 
auszuholen. Wir, die anderen, die 
Frauen, die Beratungsstellen se- 
hen uns bereits mit dem Rücken 
an der Wand: Jetzt muß der Wider- 
stand gegen das ‘Beratungs’- 
Gesetz organisiert werden, wo es 
doch eigentlich gilt, Kräfte zur Ab- 
schaffung des $ 218 zu mobilisie- 
ren. Denn: Die angebliche Liberali- 
sierung von Schwangerschaftab- 
brüchen durch die Indikationsrege- 
lung von 1976 — noch heute von 
der SPD gefeiert — hat in der Pra- 
xis für die betroffenen Frauen zu 
einer Situation geführt, die in wei- 


Schmidt, Carola Puder, Helmut Pollähne 


ten Bereichen der BRD ein neues 
‘Beratungsgesetz‘ eigentlich ent- 
behrlich macht. Bereits jetzt sind 
weite Landstriche „abtreibungs- 
frei”. Bevor wir uns näher mit dem 
geplanten ‘Beratungs‘-Gesetz be- 
fassen, versuchen wir daher eine 
Art ‘Bestandsaufnahme‘: Wie 
sieht die Realität, die Rechtswirk- 
lichkeit des $ 218 in der BRD im 
Jahre 1988 aus, welche Politik ma- 
chen die Bundesländer, welche 
Ausmaße hat die juristische Re- 
pression erreicht? 


Die Landes,beratungs’ gesetze 


In jedem Bundesland gibt es be- 
reits Beratungsgesetze oder ent- 
sprechende Richtlinien zur Ausfüh- 
rung des $ 218. Dabei haben vor al- 
lem die süddeutschen Landesge- 
setze das geplante Bundesbera- 
tungsgesetz schon vorwegge- 
nommen oder gehen mit ihren Re- 
gelungen noch darüber hinaus. 
Diese Gesetze bestimmen damit 
die konkreten Un-Möglichkeiten 
und Bedingungen, unter denen 
Schwangerschaftsabbrüche in der 
BRD überhaupt vorgenommen 
werden können. 


Beratungsmoral 
und Moralberatung 


In den einschlägigen Abschnitten 
der Landesberatungsgesetze aller 
Länder — ausgenommer: Hessen, 
Bremen und dem Saarland — wird 
als Beratungsziel vorrangig „der 
Schutz des ungeborenen Lebens” 
formuliert. In den drei übrigen Län- 
dern wurde die neutralere Formu- 
lierung aus $ 218b Abs. 1 StGB 
gewählt, wonach über „die zur Ver- 
fügung stehenden öffentlichen 
und privaten Hilfen für Schwange- 
re, Mütter und Kinder” zu beraten 
ist, „insbesondere über solche Hil- 


fen, die die Fortsetzung der 
Schwangerschaft und die Lage 
von Mutter und Kind erleichtern”. 

Diese unterschiedlichen Bera- 
tungsziele können nicht als bloße 
Formalität abgetan werden. Sie 
haben konkrete Auswirkungen auf 
Form und Inhalt der Beratung und 
in der Folge auf die Finanzierung 
vor allem überkonfessioneller Be- 
ratungsstellen wie ‘Pro Familia‘. 
Dies wird an einem Beispiel aus 
Freiburg deutlich: 

Von den drei $ 218-Beratungs- 
stellen in Freiburg wurde gemein- 
sam eine Broschüre zum Thema 
„Schwangerschaftsabbruch” her- 
ausgegeben. In der Selbstdarstel- 
lung der ‘Pro Familia‘ fand sich da- 
bei der Hinweis, daß eine Einfluß- 
nahme auf Frauen abgelehnt wird, 
die bereits eine ‚Entscheidung ge- 
troffen haben. Dies nahm die CDU 
des Landkreises zum Anlaß, die 
Broschüre ins Sozialministerium 
nach Stuttgart zu schicken mit der 
Aufforderung zu prüfen, ob die An- 
erkennung der ‘Pro Familia‘ als 
$ 218-Beratungsstelle in Freiburg 
zu Recht bestehe. Weiterhin wur- 
de versucht, mittels einer eides- 
stattlichen Versicherung einer an- 
geblich nicht ordnungsgemäß be- 
ratenen Klientin ‘Pro Familia' zu 
diffamieren. Der ‘Erfolg‘ war, daß 
ein wichtiger Zuschuß des Land- 
kreises gesperrt wurde (vgl. ausf. 
Helmut Koerner in Pro-Familia- 
Magazin 2/88). Hieran wird deut- 
lich, daß mit der Umformung des 
Beratungszieles ein Hebel gege- 
ben ist, gerade jene Beratungsstel- 
len zu behindern, die sich ange- 
sichts der bestehenden Gesetzes- 
lage bemühen, selbstbestimmte 
Entscheidungen von Frauen zu 
ermöglichen und keine Zwangsbe- 
ratung durchzuführen. Gefördert 
wird dies durch selbsternannte 
Kontrolleure aus der ‘Lebens- 
Schutz‘-Ecke, die sich als falsche 
Klientinnen einschleichen, um hin- 
terher „nicht ordnungsgemäße” 
Zwangsberatungen anzuprangern. 


Die Möglichkeiten 
der Unmöglichkeit 
ambulanter Abbrüche 


Für die Durchführung von Abbrü- 
chen außerhalb von Krankenhäu- 
sern ist nach Art. 3 des 185. 
StrÄndG eine besondere Zulas- 
sung erforderlich. Die Festlegung 
der Zulassungsvoraussetzungen 
ist Ländersache, so daß es in de- 
ren Hand liegt, ambulante Abbrü- 


che in Arztpraxen oder Familien- 
planungszentren zu ermöglichen 
oder zu verhindern. Mit der Be- 
gründung, für solche Einrichtun- 
gen gebe es keinen ‘Gemeinwohl- 
bedarf, haben Bayern, Baden- 
Württemberg und Niedersachsen 
die Möglichkeit wahrgenommen, 
überhaupt keine Regelungen für 
die Zulassung ambulanter Abbrü- 
che zu treffen. Hiergegen ange- 
strengte Klagen auf Erteilung ei- 
ner Zulassung sind vom BVerwG 
und vom Bayerischen VGH unter 
Verweis auf die Landeshoheit ab- 
gewiesen worden (vgl. NJW 1987, 
727, 2315): Der Landesgesetzge- 
ber könne nicht gezwungen wer- 
den, Regelungen zu schaffen, 
wenn er selbst keinen Handlungs- 
bedarf sehe und dies sachlich be- 
gründe; damit werde auch nicht in 
das Grundrecht der Ärztinnen auf 
Berufsfreiheit eingegriffen. So 
wurde auch richterlich zementiert, 


daß in diesen Ländern Schwanger- 
schaftsabbrüche nur in Kranken- 
häusern stattfinden können, von 
denen sich zudem fast alle konfes- 
sionellen Häuser prinzipiell wei- 
gern. Für die betroffenen Frauen 
bedeutet dies einen stationären 
Krankenhausaufenthalt unter zu- 
meist psychisch stark belastenden 
Bedingungen, da ihnen auch dort 
noch die „moralische Verwerflich- 
keit” ihrer Entscheidung vorgehal- 
ten wird. 

In Rheinland-Pfalz wurden zwar 
Zulassungsvoraussetzungen nor- 
miert, de facto ist es aber so, daß 
im ganzen Bundesland nur sieben 
gynäkologische Praxen zugelas- 
sen wurden. Sechs dieser Praxen 
stehen noch dazu nur jenen Frau- 
en zur Verfügung, die dort auch Pa- 
tientinnen sind. Die Chance, in ei- 
nem Krankenhaus einen ambulan- 
ten Abbruch durchführen zu kön- 
nen, ist äußerst gering. 
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Zwangsläufiges Resultat solch 
restriktiver Ländergesetze ist der 
sog. "Abtreibungs-Tourismus‘, 
nicht mehr so sehr nach Holland, 
sondern in benachbarte Bundes- 
länder, vom Süden aus insbeson- 
dere nach Hessen. So fand das 
Freiburger Max-Planck-Institut 
heraus, daß 60% der Frauen aus 
Baden-Württemberg für einen Ab- 
bruch nach Hessen fahren (vgl. 
FR v. 13.4.1988), bayerische Frau- 
en fahren zum Teil nach Öster- 
reich. Nur so können sich die Süd- 
länder mit ihren niedrigeren Ab- 
bruchzahlen brüsten! 

Etwas besser sieht die Situation 
in den übrigen Bundesländern 
aus, wobei jedoch starke regionale 
Unterschiede bestehen: je nach- 
dem, ob die Frauen in der Stadt 
oder auf dem Lande wohnen, ob 
die Region evangelisch oder katho- 
lisch dominiert ist. In Hessen, 
Bremen, Hamburg und dem Saar- 
land gibt es Familienplanungszen- 
tren, in denen Beratung, Indika- 
tionsstellung und Abbruch ‘unter 
einem Dach‘ durchgeführt wer- 
den. Daneben gibt es Möglichkei- 
ten, ambulante Abbrüche in Arzt- 
praxen durchzuführen. 

In  Nordrhein-Westfalen be- 
schränkt man sich auf die Zulas- 
sung von Arztpraxen für ambulan- 
te Abbrüche. Der Versuch der ‘Pro 
Familia‘ in Bielefeld, ein Familien- 
planungszentrtum zu eröffnen, 
scheiterte in einem jahrelangen 
bürokratischen Verfahren, das sie- 
an den Rand des finanziellen 
Ruins brachte. Erst im Verlauf die- 
ses Verfahrens wurde deutlich, 
daß es nicht um juristische Ausein- 
andersetzungen ging: Es ent- 
sprach schlicht nicht dem politi- 
schen Willen der Landesregie- 
rung, in Nordrhein-Westfalen ein 
solches Zentrum zu haben! 


Fortbildung „für das Leben” 


Die meisten Landesberatungsge- 
setze schreiben den beratenden 
und indikationsstellenden Arztin- 
nen regelmäßige Fortbildungen 
vor. Diese unterscheiden sich vor 
allem danach, wer den Inhalt fest- 
legt. Ist dies in den meisten Län- 
dern die Landesärztekammer, wird 
der Inhalt in Rheinland-Pfalz z.B. 
direkt vom Gesundheitsministeri- 
um festgelegt. Es liegt auf der 
Hand, daß Form und Inhalt dieser 
Fortbildungsveranstaltungen dar- 
über entscheiden, ob hier eine ech- 
te Fortbildung stattfindet, z.B. über 
den Stand der Erkenntnisse über 
Schwangerschaftsabbrüche und 


Indikationen, oder ob diese Veran- 
staltungen nur Teil einer Kampag- 
ne gegen „das organisierte Töten 
ungeborenen Lebens” sind. Je 
nachdem, welche Strömungen in 
den Bundesländern bei Ärzte- 
kammern und Ministerien vorher- 
rschen, macht sich auch in der Gy- 
näkologenschaft eine entspre- 
chende Grundhaltung zur Abtrei- 
bung breit: So hat das Freiburger 
Max-Planck-Institut bei einer re- 
präsentativen Befragung von 400 
GynäkologInnen herausgefunden, 
daß 42% der Ansicht waren, 
Schwangerschaftsabbrüche seien 
„Tötung, wozu der Mensch nicht 
das Recht habe”, 38 % gaben an, 
der Eingriff sei zwar „Tötung”, als 
Notlösung jedoch gerechtfertigt. 
Lediglich 20% der Frauenärztin- 
nen waren der Ansicht, die Frauen 
müßten selbst entscheiden. Wen 
wundert es, daß bei einer solchen 
Grundhaltung der Ärztinnen in 
ganzen Landstrichen und man- 
chen Städten überhaupt keine Ab- 
brüche mehr möglich sind. 


Knüppel aus dem Justizsack 


Die Zunahme der Repression rund 
um den $ 218 wird — einmal abge- 
sehen von der dargelegten restrik- 
tiven Praxis einzelner Bundeslän- 
der - auch deutlich an der Zu- 
nahme gerichtlicher Urteile gera- 
de in den letzten Jahren: Dort wird 
auf straf-, arbeits-, sozial- und 
vormundschaftsrechtlichem Wege 
versucht, an den wenigen verblie- 
benen Möglichkeiten, eine 
Schwangerschaft abzubrechen, 
noch zu sägen. Hier einige Bei- 
spiele, die für sich sprechen: 


Dortmund - 29.9.1981 
Vorlagebeschluß des Sozialge- 
richts Dortmund an das BVerfG 
auf Betreiben der Redakteurin des 
katholischen Boulevard-Blattes 
„Neue Bildpost” wegen angebli- 
cher Verfassungswidrigkeit der $8$ 
200f, g RVO, wonach Krankenkas- 
sen die Kosten eines Abbruchs 
übernehmen müssen (vgl. KJ 
1983 S. 198 m. Anm. Sabine 
Wendt); durch das BVerfG und das 
BSG als unzulässig abgelehnt 
(BVerfGE 67, 26; BSGE 60, 248). 
Ähnliche Verfahren vor den Sozial- 
gerichten in Augsburg (1980) und 
Landshut (1983) sowie jeweils vor 
dem Landessozialgericht in 
München. 


Köln — 15.3.1984 

„Dem Ehemann wird die Entschei- 
dung darüber übertragen, gegen 
seine Frau eine einstweilige Verfü- 
gung auf Unterlassung des 
Schwangerschaftsabbruches zu 
beantragen”, entscheidet das Vor- 
mundschaftsgericht' Köln (NJW 
1985, 2201). Per einstweiliger Ver- 
fügung einen Tag vor dem geplan- 
ten Abbruch wird der Frau dieser 
untersagt und der Abbruch damit 
verhindert. Angeblich handelte es 
sich hier um ein ‘abgekartetes 
Spiel‘, bei dem die Frau — ohne- 
hin zur Geburt entschlossen — 
mitspielte (vgl. Kölner StadtRevue 
8/85). 


Iserlohn - 16.1.1987 

Das Arbeitsgericht Iserlohn weist 
die Klage einer Sozialversiche- 
rung gegen einen Arbeitgeber ab, 
der die Lohnfortzahlung für die 
Dauer eines rechtmäßigen Ab- 
bruchs verweigerte (NJW 1987, 
1509): die „sog. Notlagenindika- 
tion” sei stets „grundrechtswidrig 
und damit rechtswidrig”, wenn 
auch nach dem StGB (leider?) 
straflos. Das Urteil wurde durch 
das LAG Hamm am 13.5.1987 auf- 
gehoben (NJW 1987, 2326; vgl. 
vorher bereits ArbG Iserlohn NJW 
1986, 2393). 


Celle — 9.2.1987 

Das Vormundschaftsgericht Celle 
untersagt einer 16-jährigen Be- 
wohnerin eines Kinderheimes ge- 
richtlich und unter Androhung von 
Zwangsgeldern einen bereits ge- 
nehmigten Abbruch (die Mutter als 
Inhaberin des Sorgerechts wollte 
nicht zustimmen). Begründung: 
keine Notlage, da das Mädchen im 
Heim wohne und die Jugendhilfe 
für sie da sei, im übrigen könne sie 
ja das Kind (milderes Mittel?!) zur 
Adoption freigeben (NJW 1987, 
2307). 
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Nürnberg - 1987 

Im Rahmen eines Strafverfahrens 
gegen einen Nürnberger Frauen- 
arzt wegen fahrlässiger Tötung im 
Zusammenhang mit einem Ab- 
bruch wird ihm und anderen Nürn- 
berger Ärzten vorgeworfen, illega- 
le Abbrüche durchgeführt zu ha- 
ben: Vorgelegte Indikationsbe- 
scheinigungen seien rechtswidrig 
gewesen. Das Gericht maßt sich 
eine Nachprüfung an und legt „un- 
zumutbare Notlagen” äußerst re- 
striktiv fest: „Die Bereitschaft zu 
einer durchaus weitgehenden Auf- 
opferung eigener Interessen, 
wenn es das Wohl des Kindes ver- 
langt, wird von den Eltern von Kin- 
dern auch sonst gefordert ... Da- 
bei sind auch gewisse seelische 
Belastungen in Kauf zu nehmen.” 
(vgl. Thomas, Münster, Pro- 
Familia-Magaziri 2/88, und ‘Arbei- 
terkampf‘ Nr. 288 v. 16.11.1987). In 
der Folge wird ein weiterer Arzt 
nach $ 218 zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt — inzwi- 
schen führt in Nürnberg kein Arzt 
mehr Abbrüche durch. 

(Urteil dokumentiert in Streit 1988/75ff.) 


Memmingen (Bayern) - 14.9.1987 
Der Gynäkologe Horst Theissen 
muß für 6 Wochen in U-Haft. Im 
Herbst 1986 war nach einer an 
nymen Anzeige seine Patie: 
nen-Kartei beschlagnahmt wor- 
den. Damit begann der Amoklauf 
der Memminger Justiz gegen den 
$ 218 und gegen die Frauen, der in 
der Geschichte des Abtreibungs- 
verbotes seit 1976 ohne Vorbild ist. 
Seitdem wurden bereits über 500 
Frauen vernommen, knapp 200 zu 
Geldstrafen zwischen 900 und 
3.200 DM verurteilt -— und diese 
bayerische ‘Hexenverfolgung‘ der 
Neuzeit schreitet munter voran. 
Der formalrechtliiche Anknüp- 
fungspunkt ist zT. die Nichteinhal- 
tung des besonderen bayerischen 
Instanzenweges — wen wundert 
es: Die Frauen finden hier erst gar 
keinen Arzt, der ihnen eine Indika- 
tion ausstellen würde, ‘Pro Fami- 
lia‘ wurde dies untersagt, ambulan- 
te Abbrüche sind ohnehin nicht 
zugelassen. Davon abgesehen 
maßt sich das Amtsgericht an, In- 
dikationen rechtlich nachzuprüfen 
und nachträglich deren ‘Rechtswi- 
drigkeit‘ festzustellen: Auf dieser 
Grundlage werden Frauen mas- 
senhaft verurteilt, oft mit dem zyni- 
schen Hinweis, sie sollten doch 
die Kinder nach der Geburt zur 
Adoption freigeben oder in ein 
Heim bringen (vgl. den ausführli- 
chen Bericht im ‘stern‘ 26/88 v. 
23.6.1988). 


Fulda — Juni 1988 

Das Sozialamt der Stadt Fulda ent- 
zieht einer äthiopischen Asylbe- 
werberin und Sozialhilfeempfänge- 
rin die Bescheinigung für eine so- 
ziale Indikation zum Schwanger- 
schaftsabbruch, die ihr nach 
ordnungsgemäßer Beratung durch 
einen Arzt rechtmäßig erteilt wur- 
de. Die Übernahme der Kosten für 
den Abbruch wird abgelehnt, Be- 
gründung: Das Kind könne später 
ja gleichfalls Sozialhilfe erhalten, 
außerdem könne die Frau das 
Kind gleich nach der Geburt zur 
Adoption freigeben (vgl. ‘taz‘ v. 
21.6.1988: „Leihmutterschaft von 
Amts wegen”). 


Beraten und verkauft - 
das Bundes-‘Beratungs‘-Gesetz 


Das geplante Schwangerenbera- 
tungsgesetz soll bundesweit das 
zu geltendem Recht erklären, was 
schon jetzt besonders in Süd- 
deutschland die Realität von 
Schwangerschaftsabbrüchen be- 
stimmt (s.0.). Dies wird v.a. dort zu 
einer faktischen Verschlechterung 
der Situation führen, wo bislang 
versucht wurde, Frauen trotz ge- 
setzlich vorgeschriebener 


Zwangsberatung und dem Indika- 
tions-Erfordernis eine selbstbe- 
stimmte Entscheidung über einen 
Schwangerschaftsabbruch zu er- 
möglichen. 


Diese Beratungspraxis, die bis- 
lang v.a. von ‘Pro Familia‘ offensiv 
vertreten und durchgeführt wurde, 
hält an dem Grundsatz fest, daß 
die Einflußnahme auf Frauen, die 
für sich bereits Entscheidungen 
getroffen haben, abgelehnt und 
Beratung prinzipiell als Angebot 
verstanden wird. Dieses Konzept 
angesichts des im ‘Beratungs‘- 
Gesetz formulierten Beratungs- 
ziels und -inhalts aufrechtzuerhal- 
ten, wird schwieriger wenn nicht 
gar unmöglich — so die Intention. 

Das Beratungsziel, das das ge- 
plante ‘Beratungs‘-Gesetz in $ 2 
Abs. 1 vorgibt, nämlich „die Bereit- 
schaft der Schwangeren zur eigen- 
verantwortlichen Annahme des 
ungeborenen Lebens zu wecken, 
zu stärken und zu erhalten”, macht 
deutlich, daß hierfür die BeraterIn- 
nen zur Einflußnahme, zum ‘Über- 
reden‘ verpflichtet werden sollen. 
Noch ist unklar, wie die Einhaltung 
dieses Ziels in der Realität kontrol- 
liert werden soll. Zu befürchten ist 
jedoch, daß es zunehmend schwie- 
riger werden wird, die Beratung 
als Angebot bereitzustellen. Das 
berechtigte Mißtrauen der Frauen 
gegenüber dieser noch verschärf- 
ten Zwangsberatung wird wach- 
sen, sie werden eine solche ‘Bera- 
tung‘ — die ihren Namen kaum 
verdient — allenfalls über sich 'er- 
gehen‘ lassen. 

Weiterhin sollen die Beratungs- 
stellen zukünftig gem. $ 4 Abs. 2 
des Gesetzes verpflichtet werden, 


nicht nur über mögliche finanzielle 
und soziale Hilfen für Schwange- 
re, Mütter und Kinder und insbe- 
sondere über die Stiftung „Mutter 
und Kind” zu informieren, sondern 
sich an der Verwaltung und Vertei- 
lung der Gelder solcher Stiftungen 
aktiv beteiligen. Dies wurde von 
‘Pro Familia‘ bis jetzt in den mei- 
sten Bundesländern mit der Be- 
gründung abgelehnt, mit dieser 
Stiftung solle der Eindruck vermit- 
telt werden, als seien die entschei- 
denden Gründe für einen Schwan- 
gerschaftabbruch finanzieller oder 
materieller Art. Damit werde sy- 
stematisch ausgeblendet, daß die 
‘soziale Indikation‘ in einem um- 
tassenden Sinne Notlagen der 
Schwangeren berücksichtigen 
soll, die eben nicht nur mit Geld 
beseitigt werden können. Weiterer 
Kritikpunkt an der Stiftung „Mutter 
und Kind” ist, daß Frauen, die Gel- 
der in Anspruch nehmen wollen 
und müssen, keinen einklagbaren 
Rechtsanspruch besitzen. Auf 
Grund der viel zu knapp bemesse- 
nen Mittel würden viele Frauen, 
denen Beträge in Aussicht gestellt 
wurden, leer ausgehen, ohne et- 
was dagegen unternehmen zu 
können. Neben diesen prinzipiel- 
len Erwägungen würde schließlich 
die Beratungspraxis der meisten 
Beratungsstellen gesprengt durch 
zusätzliche Verwaltungsarbeit. 
Dies bestätigen Berichte aus 
Baden-Württemberg, wo ‘Pro Fami- 
lia' diese Aufgabe mit überneh- 
men mußte, um ihre Zulassung 
nicht zu verlieren. 


Eine weitere Verschärfung sieht 
das 'Beratungs‘-Gesetz in den $$ 
5 und 6 vor. War bisher nur vorge- 
schrieben, daß Indikation und Ab- 
bruch nicht in einer Hand liegen 
dürfen, muß nunmehr auch Indika- 
tion und Beratung personell ge- 
trennt werden. Zukünftig soll es 
ausgeschlossen sein, daß ein Arzt 
oder eine Ärztin bei einer Frau so- 
wohl die Beratung macht als auch 


Einvernehmen mit den jeweils zu- 
ständigen obersten Landesbehör- 
den” festgelegt werden. Es wurde 
bereits dargelegt, wozu diese Ver- 
anstaltungen instrumentalisiert 
werden können. Nun soll es also 
bundesweit ‘Schulungskurse ge- 
gen das organisierte Töten‘ geben. 

In Art. 2 des Entwurfs soll zu 
schlechter Letzt durch Änderung 
des $ 368 RVO die Kostenerstat- 


die Indikation ausstellt. Zudem 
wird festgelegt, daß die Notlagen- 
indikation erst nach erfolgter Bera- 
tung gestellt werden darf. Dies 
kann für Frauen zusätzliche Wege 
und angesichts der knappen Fri- 
sten wertvolle Zeit kosten. 
Schließlich wird in $ 12 des Ge- 
setzes für beratende und indika- 
tionsstellende Ärztinnen minde- 
stens eine Fortbildungsveranstal- 
tung jährlich zur Pflicht gemacht. 
Deren Inhalt soll von den jeweili- 
gen Landesärztekammern „im 


tung der Krankenkassen daran ge- 
koppelt werden, daß der Abbruch 
dem Statistischen Bundesamt ge- 
meldet wird. Diese Meldung war 
zwar auch bisher schon vorgese- 
hen, die massenhaft geübte Nicht- 
beachtung dieser Meldepflicht hat- 
te jedoch keine Folgen. Tritt das 
Beratungsgesetz in Kraft, ist zu be- 
fürchten, daß die Ärztinnen davor 
zurückschrecken, sich öffentli- 
chen Stellen gegenüber als ‘Ab- 
treibungs’-ÄrztInnen zu erkennen 
zu geben: Wer vertraut heute 
schon noch auf die Zusicherung 
von Anonymität? Wer die Abbrü- 
che bisher nicht dem Bundesamt 
gemeldet hat, wird für sich gute 
Gründe gehabt haben: Die Koppe- 
lung an die Kassenfinanzierung 
wird dazu führen, daß wieder ver- 
mehrt Privathonorare gefordert 
oder die Abbrüche gleich ganz ge- 
lassen werden. 

Ob dieses 'Beratungs‘-Gesetz 
tatsächlich und in dieser Form in 
Kraft treten wird, mag dahinste- 
hen: Es ist sicherlich Teil der koali- 
tionsinternen Dispositionsmasse 
und macht damit einmal mehr 
deutlich, wie unbedeutend die Stel- 
lung der Frauenministerin in die- 
ser Regierung ist. Über die öffentli- 
che Diskussion dieses Gesetzes- 
vorhabens wird aber bereits ein 
Ziel erreicht, dem das 'Bera- 
tungs‘-Gesetz dienen soll: die Ver- 
schärfung des ohnehin abtrei- 
bungsfeindlichen Klimas in dieser 
Republik. Die platte demagogi- 
sche Botschaft „Abtreibung ist 
Mord”, die auch diesem Gesetz 
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zugrunde liegt, prägt sich eben 
leichter ein im öffentlichen Bewußt- 
sein, als differenzierte Begründun- 
gen für die Liberalisierung der Ge- 
setze und die Achtung des Selbst- 
bestimmungsrechts der Frauen. 
Die gewünschten Rückwirkungen 
auf alle Beteiligten werden nicht 
ausbleiben, fraglich ist allenfalls 
das Ausmaß, in dem die Ärzte- 
schaft, die Beratungsstellen und 
nicht zuletzt die Frauen selbst da- 
vor zurückschrecken, offen 
Schwangerschaftsabbrüche durch- 
zuführen. Sie werden stattfin- 
den, das wissen alle, aber die 
Frauen werden wieder ganz be- 
wußt vermehrt in die Illegalität ge- 
trieben und damit in zusätzliche 
Konflikte: Wenn sie schon abtrei- 
ben, was kein Mann verhindern 
kann, sollen sie wenigstens Angst 
haben, sollen sich klein und unmo- 
rasch dabei fühlen, sollen 
Schuldgefühle haben. 


Für die ersatzlose 
Streichung des $ 218 
Daß nach alledem das geplante 


Schwangeren-‘Beratungs‘-Gesetz 
abzulehnen ist, bedarf keiner wei- 


teren Erörterung. Vielmehr gilt es 
einmal mehr die Forderung zu un- 
terstreichen, das strafrechtliche 
Abtreibungsverbot abzuschaffen 
(vgl. jetzt den Gesetzentwurf der 
GRÜNEN, BT-Drucks. 11/2422 v. 
14.6.1988). Den Schwanger- 
schaftsabbruch unter Strafe zu 
stellen, hat bekanntlich zu keiner 
Zeit dazu geführt, die Zahl der Ab- 


denn es gibt kein ‘Fruchtbarkeits- 
schicksal‘, wie uns selbst manche 
Gynäkologen weismachen wollen 
(vgl. Pro-Familia-Magazin 2/88, S. 
21 f). Wer Verhütung als Familien- 
planung propagiert und die Sorge 
dafür überwiegend der Frau auf- 
bürdet, hat kein Recht, von ihr die 
Austragung einer ungewollten 
Schwangerschaft zu verlangen, 


brüche zu beeinträchtigen. Erfah- «wenn das Verhütungsmittel - nie 


rungen aus den Niederlanden, die 
erneut durch das Max-Planck- 
Institut Freiburg bestätigt wurden, 
zeigen, daß eher eine liberale 
Handhabung verbunden mit um- 
fassender Sexualaufklärung und 
Verhütungsberatung geeignet ist, 
die Zahl der Abtreibungen zu ver- 
mindern. Wozu eine restriktive Ge- 
setzgebung und eine entspre- 
chende Praxis führt, ist auch be- 
kannt: Sie treibt die Frauen ins 
Ausland, in die Illegalität, und am 
Ende gar wieder zum ‘Engelma- 
cher‘. Das als ‘Moral‘ zu verkaufen 
oder als ‘Schutz des ungeborenen 
Lebens‘, ist frauenfeindliche Heu- 
chelei. 


Wir treten offensiv für den 
Schwangerschaftsabbruch ein. 
Jede Frau muß das Recht haben, 
sich frei und selbstbestimmt für ei- 
ne Abtreibung zu entscheiden, 


100% sicher - einmal versagt. 
Sexualität und Planbarkeit lassen 
sich oft nur schlecht vereinbaren. 
Sich auch einmal ohne technische 
oder chemische Vorkehrungen zu 
lieben, ist daher nur allzu mensch- 
lich. Dies später im Falle einer un- 
gewollten Schwangerschaft mit 
dem Zwang zur Mutterschaft zu 
bestrafen, ist unmenschlich und 
entspringt nicht zuletzt den bevöl- 
kerungspolitischen Interessen ei- 
nes nationalistischen und patriar- 
chalischen Staates. 

Der notwendige Widerstand ge- 
gen das ‘Beratungs‘-Gesetz darf 
uns nicht vergessen lassen, son- 
dern muß uns gerade darin bestär- 
ken, für die ersaztlose Streichung 
des $ 218 zu kämpfen. 


Annette und Heidi, 
Pro Familia Bielefeld; 
Carola und Helmut, Red. FoR 


= ” = 
„..„. Zur Eindämmung der Abtreibungsseuche!" 


Im juristischen Schrifttum machen 
sich zusehends wortgewalttätige 
Abtreibungsgegner breit. Sympto- 
matisch ist das Heft 2/87 der Ausbil- 
dungszeitschrift Jura, außergewöhn- 
lich als Schwerpunktheft aufgebaut: 
Dieses Heft ist nur als Kampfschrift 
gegen Schwangerschaftsabbrüche 
zu begreifen. 

Unter verschiedenen ‘rechtlichen‘ 
Anknüpfungspunkten lassen dort 
knallrechte Juristen die Sau raus. 
Nachfolgend einige ‘Kost‘-Proben, 
bei denen sich einem der Magen 
umdreht (Zitate jeweils aus Jura 
1987, S. 57H): 

Prof. Spieker aus Osnabrück klärt 
uns einführend auf über die tatsäch- 
liche Zahl von Abtreibungen, „um 
die Seuche der Schwangerschafts- 
abbrüche einzudämmen” (S. 60). 
Der ehemalige Verfassungsrichter 
Prof. Geiger aus Karlsruhe wird zum 
Sachwalter einer sauberen deut- 
schen Ärzteschaft: „Das Bild vom 
Arzt als Helfer des Kranken droht 
zum Bild vom Arzt als Gehilfe des 


Todes zu werden” (S. 63). Die ge- 
genwärtige Regelung des Schwan- 
gerschaftsabbruchsverfahrens sei 
„für das Kind zum Fahrplan in den 
Tod geworden ... - die Schwange- 
re muß es bloß wollen” (S. 64). Der 
allzu bekannte Prof. Tröndle pran- 
gert „die jährliche hunderttausend- 
fache Vernichtung ungeborenen 
menschlichen Lebens” an (S. 66). 


Er klärt uns darüber auf, „wie das 
sich entfaltende Leben brutal zer- 
stückelt oder durch eine Salzlösung 
vergiftet” wird (S. 67). Durch die 
Verniedlichung einer „Tötungshand- 
lung in eine ‘Schwangerschaftsun- 
terbrechung‘” werde ein „fremdbe- 
stimmter Vernichtungsakt umgedeu- 
tet in einen Dispositionsakt über den 
eigenen körperlichen Zustand, der 
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unerwünscht eingetreten ist und der 
gewissermaßen zum Zweck der 
Sanierung ’abgebrochen’ werden 
soll” (S. 68/69). Überhaupt weiß 
Tröndle über die „sogenannte Not- 
lagenindikation ..., daß die ver- 
meintliche Not in Wahrheit oft nur 
die Folge einer wenig verantwor- 
tungsvollen Lebensgestaltung ist”. 
Diese Indikation diene vor allem da- 
zu, „Familiengründungen hinaus- 
zuschieben, also im wesentlichen 
der Erweiterung der sexuellen Per- 
missivität junger Menschen” (S. 74). 
In den Augen von Prof. Stürner aus 
Konstanz „wird man zum fürchterli- 
chen Juristen, wenn man erklärt, ei- 
ne Mutter töte ihr ungeborenes Kind 
zu Recht, weil es mißgebildet zur 
Welt zu kommen drohe oder schwe- 
re soziale Härten für die Mutter exi- 
stierten” (S. 81). „Das strafrechtliche 
Verbot der Tötung ungeborenen Le- 
bens...wird trotz ca. 300.000 jähr- 
lichen Abtreibungen von den Straf- 
verfolgungsbehörden ignoriert” (S. 
75). Schließlich darf der RA Philipp 
aus Mannheim nicht fehlen, Mitun- 
terzeichner des rassistischen ‘Hei- 
delberger Manifestes‘ (1981) gegen 
die Überfremdung des Deutsch- 
tums, erklärter Asyl-Gegner (vgl. 
Sabine Wendt, KJ 1983, S. 202) und 
Mitbetreiber der Klagen vor dem SG 
Dortmund (s.o.). Für ihn kehrt „der 
Unrechtsstaat in neuer Gestalt” 
wieder: es „entrollt sich das Bild ei- 
ner apokalyptischen, vom Staat 


selbst in öffentlich-rechtlicher Form 
betriebenen Maschinerie zur Ver- 
nichtung des eigenen Nachwuch- 
ses” (S. 89). „Noch niemals in der 
Geschichte...gab es ein solch 
furchtbares und perfekt funktionie- 
rendes System” (S. 90). Mit dieser 


einerseits untereinander, anderseits 
auf die größer werdende Schar von 
‘Gesinnungsgenossen‘ im Kampf 
um die „Eindämmung der Abtrei- 
bungsseuche” (Tröndle, S. 69). Die- 
se 30 Seiten (auszunehmen ist ein 
Beitrag von Prof. Grunsky) zur juri- 


demagogischen Anknüpfung an 
den ‘Unrechtsstaat‘ verharmlost 
Philipp gezielt und bewußt die mas- 
senhafte Vernichtung des „Nach- 
wuchses” im Ill. Reich. Er treibt da- 
mit auf die Spitze, was Prof. Isensee 
aus Bonn an anderer Stelle (NJW 
1986, S. 1646) knapp zusammenfaß- 
te: „Der Staat tötet.” 

Soweit diese Hetztiraden in einer 
angesehenen juristischen ‚Ausbil- 
dungszeitschrift anno 1987. Die Bei- 
träge dieser sicher nicht zufälligen 
Auswahl abtreibungsfeindlicher Au- 
toren enthalten jeweils zahlreiche 
Hinweise auf weitere Literatur: 


stischen ‘Endlösung‘ der Abtrei- 
bungsfrage werden von der Redak- 
tion eingeleitet mit der Bemerkung, 
„daß der rechtliche Gesichtspunkt 
stets nur einer unter mehreren sozial 
relevanten ist und daß ethisches 
Engagement aus rechtlichen Über- 
legungen nicht ausgespart zu wer- 
den braucht, sondern durchaus zu- 
lässig ist, ja nötig sein kann” (Vor- 
spann S. 57). 

Fürchterliche Juristen, deren „et- 
hisches Engagement” vornehmlich 
in Seuchenbekämpfung besteht. 


red. 


Die Rolle des Strafrechts bei 
der Stabilisierung von Moral 


EEE N 


Ob Strafrecht ein geeignetes Mittel 
ist, um die Zahl der Schwanger- 
schaftsabbrüche zu beeinflussen, 
darüber wird seit langem gestritten. 
Man muß zwei Fragen auseinan- 
derhalten: 


1. Sollte Strafrecht überhaupt zur 
Regelung von Schwangerschafts- 
abbrüchen eingesetzt werden? 


2. Kann das Strafrecht die Zahl der 
Schwangerschaftsabbrüche über- 
haupt beeinflussen? 


Die erste Frage ist eine politische: 
Ob Entscheidungen über Fortset- 
zung oder Abbruch von Schwanger- 
schaften strafrechtlich beeinflußt 
werden sollen oder nicht, war The- 
ma der Kampagnen in den 70er 


Jahren gegen den $ 218 StGB. Sie 
bewirkten eine teilweise Lockerung 
der Strafdrohung, wie sie bis heute 
gilt. Der Gesetzesentwurf der Frak- 
tion der GRÜNEN bezieht hier ein- 
deutig Position und verlangt die 
Streichung der $$ 218ff aus dem 
StGB. Strafrecht soll hier nichts zu 
sagen haben, Frauen sollen frei in 
ihrer Entscheidung sein. 


Die zweite Frage, ob Strafdrohun- 
gen überhaupt Entscheidungen 
über Fortsetzung oder Abbruch von 
Schwangerschaften beeinflussen 
können, ist eine empirische Frage. 
Sie ist zugleich grundsätzlicher. 
Stellt sich nämlich heraus, daß die- 
se Entscheidungen über Schwan- 
gerschaftsabbrüche durch Strafdro- 
hungen nicht beeinflußbar sind, ist 
Strafrecht fehl am Platze, weil unge- 
eignet. Strafdrohungen würden gar 
verfassungsrechtlich fraglich sein, 
denn die mangelnde Eignung eines 
staatlichen Instruments macht es 
unverhältnismäßig. Wenn Strafrecht 
nichts zur Regelung von Schwan- 
gerschaftsabbrüchen beitragen 
kann, darf es hier nicht eingesetzt 
werden. 

Das Bundesverfassungsgericht 
ist allerdings der Meinung, daß Straf- 
recht in zweierlei Hinsicht wirken 
könne (BVerfGE 39, 1): 

1. durch Abschreckung 

2. durch Bekräftigung der morali- 
schen Überzeugungen in der Ge- 
sellschaft. 

Auf beide unterstellten Wirkungen 
will ich nacheinander eingehen. 


I. Schreckt die Strafdrohung 
Frauen vom Abbruch 
einer Schwangerschaft ab? 


Diese Frage kann man guten Ge- 
wissens verneinen. Der For- 
schungsstand ist recht eindeutig. 
Studien aus den 70er Jahren zei- 
gen, daß die Legalisierung von 
Schwangerschaftsabbrüchen in 
verschiedenen Ländern keineswegs 
dazu führte, daß die Geburtenziffern 
danach substantiell sanken. Offen- 
bar war vor der Legalisierung in 
gleicher Häufigkeit abgetrieben 
worden, allerdings illegal oder im 
Ausland. Nach der Legalisierung 
kam das Dunkelfeld ans Licht: Es 
stieg nicht die Zahl der Abbrüche, 
sondern nur die Zahl der bekannt- 
gewordenen Abbrüche. 

Wer den Forschungsstand über 
Generalprävention kennt, ist davon 
nicht überrascht. Strafdrohungen 
können nur in geringem Maße von 
Verhalten abschrecken und zwar 
nur unter drei Voraussetzungen: 


1. Wenn es um Bagatellverhalten 
geht, wie das Anlegen von Sicher- 
heitsgurten, das Unterlassen von 
Schwarzfahren, das Parken in Ver- 
botszonen usw.; also Verhalten, das 
nur geringen Nutzen bringt, auf das 
man leicht verzichten kann, wo ak- 
zeptable Alternativen zur Verfügung 
stehen. Entscheidend ist bei diesem 
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Kalkül übrigens nicht die Strafe, 
sondern das Risiko des Ertapptwer- 
dens. 


2. Nur solches Verhalten ist vom 
Strafrecht abschreckbar, das nicht 
von Moralnormen des gesell- 
schaftlichen Lebens im Umfeld 
der Handelnden geregelt wird. Wo 
Angehörige oder Freunde ein Ver- 
halten aufgrund ihrer Normen miß- 
billigen könnten, besteht ein sozialer 
Druck auf Unterlassung, der völlig 
unabhängig wirkt von einer etwai- 
gen Strafdrohung. Das - sozial fer- 
ne — Strafrecht tritt gegenüber dem 
Druck der - sozial nahen - Be- 
zugspersonen in den Schatten. 


3. Nur jenes Verhalten läßt sich von 
Strafnormen abschrecken, das eine 
geringe Bedeutung für den Le- 
bensstil oder die Identität der 
Handelnden hat. Weder lassen sich 
Überzeugungstäter abschrecken, 
noch können Entscheidungen, die 
für das Ich wichtig sind, von Straf- 
rechtsdrohungen erreicht werden. 


Alle drei Kriterien für mögliche, 
wenn auch sehr begrenzte Ab- 
schreckbarkeit gelten allerdings für 
Schwangerschaftsabbrüche nicht. 
Die Entscheidung, auszutragen 
oder nicht, ist erstens sicher keine 
Bagatellfrage, ist zweitens als Akt 
der Familienplanung kein Verhalten 
im normfreien Raum, vielmehr dürf- 
ten im sozialen Umfeld (Partner, 
Freundinnen usw.) durchaus norma- 
tive Vorstellungen bestehen, und 
drittens ist es eine Entscheidung, 
die zentral mit der Identität der 
Frauen, nämlich mit ihrer Auffas- 


Der Sk des 


sung von der ihnen gemäßen Rolle 
im Spannungsfeld zwischen Familie 
und Berufstätigkeit verknüpft ist. 
Diese Einschätzung, gestützt auf 
den allgemeinen Wissensstand der 
Forschung über Generalprävention, 
wird auch durch jüngste Forschun- 
gen aus dem Freiburger Max- 
Planck-Institut bestätigt. Der For- 
schungsbericht von Monika Häußler 
und Brigitte Holzhauer („Die Imple- 
mentation der reformierten $$ 218ff 
StGB”, erscheint voraussichtlich in 
Heft 4/88 der ‘Zeitschrift für die ge- 
samte _Strafrechtswissenschaft‘) 
stellt u.a. drei Ergebnisse heraus, 
die sich ergaben beim Vergleich von 
Frauen, die eine Schwangerschaft 
noch konflikthafter Überlegung aus- 
trugen, mit solchen, die abbrachen: 


1. Eine positive Haltung zum 
Schwangerschaftsabbruch korre- 
spondiert mit stärkerer Ausrichtung 
des eigenen Rollenbildes an der Be- 
rufsrolle; einer ablehnende Haltung 
zum Schwangerschaftsabbruch ent- 
spricht eher die Bejahung der Mut- 
terrolle. 

2. Diese Einstellung pro und contra 
ist aber für die konkrete Entschei- 
dung über einen Abbruch weniger 
bedeutsam als Merkmale der Le- 
benssituation der Frau. Wird die 
Partnerbeziehung als tragfähig an- 
gesehen? Sind berufliche Situation 
und Einkommensverhältnisse sta- 
bil? Frauen, die ihre Schwanger- 
schaft abbrachen, bewerteten die 
künftige Entwicklung im Beruf oder 
in der Partnerschaft deutlich negati- 
ver. Die Zukunft mit dem Kind 
schien ihnen viel unsicherer zu sein. 


- 
Be 


‚echt der Frau 


H2B-Grrpe Hamburg‘ 


Kiatd oemen am er end 


256 


2188 


Röcht 


3. Frauen, die abbrechen wollten, 
fanden einen Weg, auch wenn die 
Indikation verweigert oder der Ab- 
bruch im eigenen Bundesland er- 
schwert wurde. Die Baden-Würt- 
tembergerinnen brachen z.B. über- 
wiegend in Hessen ab. 

Die Rolle des Strafrechts ist in die- 
sem Entscheidungsprozeß offenbar 
die Rolle eines Statisten: es ist da, 
hat aber nichts zu sagen. 

Man mag einwenden, die Indika- 
tionsregelung der 8$ 218ff StGB sä- 
he ja ohnehin nur eine sehr einge- 
schränkte Strafbarkeit der Schwan- 
geren vor, SO daß eine Ab- 
schreckungswirkung auf die Frau 
gar nicht erwartet werden könne. 
Das ist in der Tat so. Die Frage ist 
deshalb: 


II. Trägt die umständliche 
Verwaltungsprozedur der ge- 
genwärtigen Regelung 

(1. Indikation, 2. Sozialbera- 
tung, 3. Abbruch) zu einer 
Ermattung des Abbruchwil- 
lens bei und könnte die Ten- 
denzberatung i.S.d. geplan- 
ten Beratungsgesetzes diese 
Aushöhlung des Abbruchwil 
lens in relevantem Maße wei- 
ter verstärken? 


Bekanntlich ist mit Strafe lediglich 
jene Schwangere bedroht, die ohne 
ärztliche Beratung bzw. außerhalb 
einer 22-Wochen-Frist abbricht. Die 
Strafandrohung soll also in die Be- 
ratung zwingen. Dies geschieht 
auch mit Erfolg, berichten die bei- 
den Freiburger Forscherinnen Mo- 
nika Häußler und Brigitte Holzhau- 
er. Praktisch jede Frau geht zur So- 
zialberatung vor einem Abbruch; al- 
lerdings wählen die Frauen 
diejenige Beratungsstelle (Pro Fa- 
milia, Caritas usw.), die den eigenen 
Wertvorstellungen am meisten zu 
entsprechen scheint. Wollen sie 
über finanzielle Hilfen Genaueres 
wissen, gehen sie zu kirchlichen 
Stellen. Geht es ihnen aber weniger 
um Beratung als um die formal not- 
wendige Bescheinigung über die 
Beratung, gehen sie zu Pro Familia. 
Je festgefügter die Entscheidung für 
‚Abbruch ist, desto mehr wird die Be- 
ratung bloß der Form halber absol- 
viert. 

Danach ist zu erwarten, daß das ge- 
plante Beratungsgesetz wenig mehr 
bewirken wird, als daß die Abbruch- 
willigen die einseitige Beratung über 
sich ergehen lassen, um der Form 
zu genügen. Allerdings besteht die 


Möglichkeit, daß die Beratung auf 
unentschiedene;in Ambivalenzen ge- 
fangene Frauen eine gewisse Wir- 
kung haben kann und marginal da- 
zu beiträgt, daß entscheidungsunsi- 
chere Frauen häufiger austragen. 
Solche Frauen können auch, wenn 
sie sich argumentativ unterlegen 
fühlen, aus Angst vor der Konfronta- 
tion mit der tendenziösen Beratung 
diese aufschieben, verschleppen 
oder ganz vermeiden und dann ge- 
zwungen sein, die Schwangerschaft 
fortzusetzen. Ein ähnlicher Ver- 
schleppungseffekt kann durch die 
Beiziehung von Personen entste- 
hen, die „zur Bewältigung der Not- 
und Konfliktlage beitragen können”, 
wie es in $ 4 BG heißt. Insoweit kann 
das Beratungsgesetz dazu beitra- 
gen, daß — wenn auch in kleiner 
Zahl — unentschiedene Frauen ei- 
gentlich ungewollte Kinder gebären 
mit allen sozialen Folgeproblemen, 
die dadurch entstehen. 

Diese eingeschränkte Wirkung der 
rechtlichen Regelung darf aber 
nicht als Abschreckungseffekt des 
Strafrechts gewertet werden. Sie er- 
folgt ganz unabhängig vom Straf- 
recht, wäre auch zu erwarten, wenn 
eine rein krankenversicherungs- 
rechtliche Hürde in Form einer Be- 
ratung vor die Finanzierung des Ab- 
bruchs gesetzt würde. Allein die Un- 
terschiede in der kommunikativen 
Kompetenz, die schichtspezifisch 
variieren, sind dafür verantwortlich, 
wenn von solchen Beratungen — 
inhaltlich oder durch ihre Vermei- 
dung - ein Einfluß auf die Ent- 
scheidungsrichtung ausgeht, so- 
lange die Enscheidung selbst noch 
offen ist. Hier entsteht ein Problem 
der Ungleichheit vor dem Recht, 
wenn das Beratungsgesetz verab- 
schiedet würde, das seinerseits die 
Legitimität dieses Rechts in Frage 


stellen kann. Die eigentlich ent- 
scheidende Frage zur Rolle des 
Strafrechts ist damit: 


Ill. Wird die gesellschaftliche 
Moral verfallen, wenn 
Schwangerschaftsabbrüche 
legalisiert werden, wie es der 
Entwurf der Fraktion 

der GRÜNEN vorsieht? 


Würden Frauen dann ohne morali- 
sche Skrupel nach Belieben mit 
dem Fötus tun und lassen, was sie 
wollen? 

Das Strafrecht erhebt in den letzten 
Jahren zunehmend häufiger den 
Anspruch, daß es die moralischen 
Überzeugungen in der Bevölkerung 
dadurch stärkt und absichert, daß 
Normverstöße bestraft werden. Zur 
Begründung wird auf ein psycho- 
analytisches Denkmodell verwie- 
sen. Der Konforme, der sich selbst 
diszipliniert und sich insgeheim ge- 
wünschte Normbrüche selbst ver- 
bietet, könne durch die Bestrafung 
derer, die sich den Normbruch lei- 
sten, seine Selbstaggression auf 
den Bestraften übertragen und da- 
mit seine eigene Normtreue beloh- 
nen. Weil seine Zwangsmoral auf 
die Bestrafung anderer angewiesen 
ist, bedeute Wegfall des Strafrechts 
auch Verfall der Sitte. Für diese 
These, die übrigens weit verbreitet 
ist, gibt es allerdings keine empiri- 
schen Beweise. Konkret deutet 
nichts darauf hin, daß das Unterstra- 
festellen eines Verhaltens die mora- 
lische Ablehnung dieses Verhaltens 
durch die Bevölkerung verstärkt 
oder eine Legalisierung sie 
schwächt. Soweit Untersuchungen 
dazu vorliegen, zeigt sich eher das 
Gegenteil. Der Forschungsstand ist 
dürftig, läßt aber einige Aussagen 
zu: 


1. Änderungen des Strafrechts wir- 
ken, wenn überhaupt, sehr langfri- 
stig auf die Moral. Da normative 
Überzeugung in Kindheit und Ju- 
gend durch die Sozialisationspro- 
zesse übernommen werden, muß 
man vermuten, daß Strafrechtsän- 
derungen erst die Moral der näch- 
sten Generation beeinflussen. EI- 
tern, soweit die Normänderung von 
ihnen gewußt und akzeptiert wird, 
geben sie an die Kinder weiter. So 
hat z.B. die Legalisierung der männ- 
lichen Homosexualität im Jahre 1971 
keineswegs die Diskriminierungen 
sofort beendet. An die Stelle des 
Strafrechts traten die normativen 
Muster der traditionellen Männerrol- 


le, die Vorurteile lebten fort. Ihr Ver- 
fall ist im wesentlichen Erfolg der 
späteren Schwulen- und Frauenbe- 
wegung. Heute, fast 20 Jahre später 
allerdings stehen wir — durch die 
Art, wie AIDS thematisiert wird — 
wieder vor neuen Diskriminierun- 
gen. 

2. Wenn Strafrechtsänderungen 
überhaupt von Personen zur Kennt- 
nis genommen werden, so ist der 
Einfluß auf die Moral abhängig da- 
von, ob ihre Bezugsgruppen die 
Rechtsänderung beachten und 
akzeptieren. Aus der Massenkom- 
munikation ist allgemein bekannt, 
daß abstrakte Botschaften nur über- 
nommen werden, wenn sich ge- 
schätzte Personen aus dem sozia- 
len Umfeld als Vermittler damit iden- 
tifizieren. Man spricht vom two- 
step-flow, von der Kommunikation in 
zwei Schritten.’ Je weniger sich 
Vermittler im sozialen Nahraum fin- 
den, oder je stabiler subkulturelle 
Normen sind, die gegenläufig sind, 
desto wirkungsloser ist der morali- 
sche Appell des Strafrechts. Gute 
Beispiele dafür finden sich im poli- 
tischen Strafrecht, wo etwa Auswei- 
tungen des $ 129a StGB (z.B. auf 
Strommastsäger) oder des Nöti- 
gungstatbestandes ohne Einfluß auf 
die politische Moral der Normadres- 
saten geblieben ist. 


3. Die Kenntnis einer Verschärfung 
des Strafrechts kann einen Bume- 
rangeffekt auslösen. Verschiedene 
Untersuchungen zeigen, daß bei 
Ausweitung der Strafbarkeit bzw. 
Verstärkung der Strafen die morali- 
sche Mißbilligung des inkriminierten 
Verhaltens in der Bevölkerung nicht 
anstieg, sondern vielmehr sank. Als 
Grund dafür ist zu vermuten, daß die 
Auweitung illegitim erschien oder 
die Strafschärfung als unbillig emp- 
funden wurde, wodurch die gesam- 
te Strafnorm an Legitimität einbüßte. 
In einer von mir durchgeführten Un- 
tersuchung zeigte sich, daß die Än- 
derungen des Betäubungsmittelge- 
setzes 1982, die teilweise eine Ver- 
schärfung darstellten (z.B. Auswei- 
tung der Strafbarkeit auf 
Haschischanbau) nicht zu einer ver- 
stärkten Mißbilligung des Drogen- 
gebrauchs führten, sondern zu grö- 
Berer Befürwortung. 


Wenn aber einerseits Verschärfun- 
gen wie ein Bumerang wirken kön- 
nen und wenn andererseits Legali- 
sierungen andere normative Muster 
an die Stelle des Strafrechts treten 
lassen, dürfte offenkundig sein, daß 
Manipulationen am Strafrecht nicht 
ausreichen, um die gesellschaftli- 
chen ethischen, normativen oder 
moralischen Vorstellungen gezielt 


zu beeinflussen. Die Hoffnungen 
darauf, mittels des Strafrechts auf 
gesellschaftliches Bewußtsein Ein- 
fluß nehmen zu können, sind unrea- 
listisch und müssen aufgegeben 
werden und zwar auch von man- 
chen GRÜNEN, die den Sinn 
schwerer Strafen z.B. für Vergewal- 
tigung in und außerhalb der Ehe 
oder für Umweltverschmutzung 
auch in dem Einfluß auf die gesell- 
schaftliche Moral sehen. Für den 
darin liegenden Glauben an die 
entweder abschreckende oder mo- 
ralbildende Steuerungsfähigkeit des 
Strafrechts gibt es jedenfalls empi- 
risch keine Belege. 

Bei Schwangerschaftsabbrüchen 
wird besonders deutlich, wie die 
simple Botschaft der Strafdrohung, 
nämlich: Abbruch ist verwerflich, 
außerhalb jeder Relation steht zur 
Komplexität des ethischen Problems 
der Frauen bzw. in der Partner- 
schaft: Soll die bisherigen Lebens- 
planung aufgegeben oder zumin- 
dest stark modifiziert werden, weil 
eine Schwangerschaft entstanden 
ist, die für eine andere, spätere Le- 
benssituation durchaus bejaht wür- 
de? In diesem Dilemma setzt das 
Strafrecht bloß die Lösung fest, lie- 
fert aber keine Begründungen bzw. 
Argumente. Moral aber ist immer auf 
inhaltliche Strukturierung, auf ethi- 
sche Durchdringung eines Dilem- 
mas angelegt. Wenn behauptet 
wird, dem Strafrecht ginge es um 
die Betonung des Wertes, den der 
Schutz werdenden Lebens verdient, 
so steht das im Widerspruch dazu, 
daß Empfängnisverhütung völlig le- 
gal ist. Schwangerschaftsabbrüche 
sind nun aber in der Mehrzahl Fälle 
von fehlgeschlagener oder ver- 
säumter Verhütung. Verhütungsfeh- 
ler zu einem moralischen Szenario 
eigener Art zu stilisieren, ist zumin- 
dest unlogisch. Logisch wäre, die 
gleiche moralische Entscheidungs- 
freiheit, die für die Verhütungsmaß- 
nahmen zugebilligt wird, im Falle ih- 
res Fehlschlagens oder Versäum- 
nisses für einen Zeitraum nach der 
Empfängnis fortgelten zu lassen. 
Sonst entsteht eine widersprüchli- 
che moralische Botschaft derart, 


daß Familienplanung (nämlich Ver- 
hütung) einerseits gut und veran- 
twortlich ist, Familienplanung ande- 
rerseits (nämlich Abbbruch nach 
gescheiterter Verhütung) aber 
schlecht und unverantwortlich ist. 
Dieser Widerspruch der morali- 
schen Botschaft wird übrigens bei 
der zur Zeit gültigen Regelung noch 
weiter verkompliziert. Wenn Abbrü- 
che nur strafbar sind, wenn keine 
Sozialberatung stattfand, läuft die 
moralische Botschaft an die 
Schwangere allein darauf hinaus, 
daß sie eine informierte und über- 
legte Entscheidung treffen soll. Gibt 
es denn aber irgend einen Zweifel 
daran, daß Abbrüche nicht stets 
nach reiflicher Überlegung erfol- 
gen? Die moralische Botschaft der 
gegenwärtigen Regelung ist also 
völlig überflüssig. 


IV. 


Eine konsistente moralische Posi- 
tion ergäbe sich, wenn eine gründ- 
liche Information über Empfängnis- 
verhütung gekoppelt wird mit einer 
sehr weitgehenden Fristenlösung 
oder der Legalisierung des Schwan- 
gerschaftsabbruchs. Die Botschaft 
wäre: Wähle für die Erfüllung des 
Kinderwunsches die optimalste Le- 
benssituation. 

Mein Fazit, daß Strafrecht hier nicht 
moralbildend wirken kann, wird im 
übrigen durch die Situation in den 
Niederlanden bestätigt. Trotz liberal- 
ster strafrechtlicher Regelung findet 
sich dort die niedrigste Rate an 
Schwangershaftsabbrüchen. Offen- 
bar folgt dem Rückzug des Straf- 
rechts keineswegs ein Überborden 
der Verantwortlungslosigkeit. Viel- 
mehr wird Verantortung für bewußte 
Familienplanung gestärkt durch das 
Gewicht, das in den Niederlanden 
auf Aufklärung über Empfängnis- 
verhütung gelegt wird. 


(Stellungnahme im Rahmen der 
Anhörung der Fraktion der GRÜ- 
NEN zum Beratungsgesetz/$ 218 
StGB am 18.4.1988 in Bonn.) 
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Bäche: 


schon immer ... 
... haben Frauen abgetrieben und 
das wird auch so bleiben! 


zur Zeit der Griechinnen und Rö- 
merinnen... 

... kannte man/frau kein strafrecht- 
liches Abtreibungsverbot, allenfalls 
Vorschriften zum Schutz der 
Schwangeren oder der Ansprüche 
des Mannes 


das germanische Recht... 

... sah ebenfalls nur die Familie als 
schutzbedürftig an, die Rechte der 
Angehörigen waren privatrechtlich 
geschützt 


1150 

Dekret des Gratian: „Derjenige be- 
geht keinen Kindesmord, der den 
Abort veranlaßt, bevor die Seele 
dem Körper eingehaucht ist.” Das 
kanonische Kirchenrecht kennt seit 
jeher das Verbot der Abtreibung der 
‘beseelten Leibesfrucht‘ (um diese 
Seele nicht um die Taufe zu brin- 
gen), wobei die Beseelung der 
männlichen Frucht auf den 40. Tag, 
die der weiblichen auf den 80. Tag 
festgelegt wurde (?!). 


1484 

Mit dem ‘Hexenhammer‘ beginnt 
die organisierte Hexenverfolgung 
bis ins 18. Jahrhundert, und damit 
auch die Verfolgung der ‘weisen 
Frauen‘ mit ihrem Wissen über Ge- 
burtenkontrolle, Geburtsvorberei- 
tung und Abtreibung. 


1532 

Die ‘Constitutio Criminalis Carolina‘ 
führt den Begriff der Abtreibung ein, 
ordnet sie den Tötungsdelikten zu 
und fordert die Todesstrafe für die 
Tötung der ‘beseelten Leibesfrucht‘. 
Ähnlich bereits 1474 die ‘baierische 
Landesordnung‘ und 1507 die 
“Bambergiensis‘. 


bis in die 2. Hälfte des 19. Jh. ... 
... gelten weitgehend ‘Fristenrege- 
lungen‘. Zum Beispiel sah der ‘Co- 
dex Juris Bavarici Criminalis‘ Straf- 
losigkeit der Abtreibung in der er- 
sten Schwangerschaftshälfte vor. 


1851 

Das preußische StGB enthält die 
erste allgemeine Strafvorschrift für 
die Abtreibung ohne Fristen. 


15.5.1871 

Das StGB des Deutschen Reiches 
stellt in $ 218 die „Abtötung der Lei- 
besfrucht” grundsätzlich unter Stra- 


ie Geschichte des Abtreibungsverbots 


fe: keine Fristen, keine Indikationen, 
allenfalls mildernde Umstände. 


1920/21 

Im Reichstag scheitern Anträge zur 
Abschaffung des $ 218 (von der 
USPD) und für eine Fristenlösung 
(von der SPD). 


1922 

Gesetzentwurf der KPD für das 
Recht auf kostenlose Abtreibung 
und öffentliche Fürsorge bei 
Schwangerschaft, Geburt und für 
die Kinder (natürlich auch geschei- 
tert, an der SPD). 


1926 

Auf Antrag der SPD beschließt der 
Reichstag eine Strafmilderung. Das 
Reichsgericht läßt die ‘medizinische 
Indikation'zu als ‘übergesetzlicher 
Notstand‘. 


1928-1933 

Massenbewegung gegen den $ 218. 
Mehrere Gesetzentwürfe der KPD 
zur Streichung des $ 218, denen die 
SPD jeweils die Mehrheit versagte. 


26.6.1935 _ 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses: Schwangerschaftsabbrü- 
che zulässig zugunsten der Erbge- 
sundheit (‘eugenische Indikation‘). 


18.3.1943 

Verordnung zur Durchführung der 
Verordnung zum Schutze von Ehe, 
Familie und Mutterschaft: Einfüh- 
rung der Todesstrafe in $ 218, wenn 
durch einen Abbruch „die Lebens- 
kraft des deutschen Volkes fortge- 
setzt beeinträchtigt” wird. 


1945 

Aufhebung des NS-Rechts, Wieder- 
herstellung des Zustandes von 1926 
(‘nur‘ Gefängnis-Strafe und ‘medizi- 
nische Indikation‘). 


1959 
Die große Strafrechtskommission 
schlägt ‘Vergewaltigungs‘- 


(kriminologische) Indikation vor. 


1968-70 

Diskussion über "ethische Indika- 
tion” im Zuge des 'Contergan- 
Skandals‘. 


1970/71 

Entstehen einer politischen, insbe- 
sondere Frauenbewegung für die 
Abschaffung des $ 218. 


3.6.1971 
Im ‘Stern‘ bekennen 374 Frauen 
„Ich habe abgetrieben”. 


15.5.1972 

Gesetzesentwurf der Bundesregie- 
rung mit einer Indikationslösung 
(BT-Drs 6/3434). 


21.3.1973 

Gesetzesentwurf der BT-Fraktionen 
von SPD und FDP mit einer Fristen- 
regelung (BT-Drs 7/375) 


18.6.1974 

5. Gesetz zur Reform des Straf- 
rechts (BGBl |, S. 1297) mit einer Fri- 
stenlösung, nie in Kraft getreten, 
denn: 


25.2.1975 

Entscheidung des BVerfG: mit 5:3 
wird die Fristenregelung als mit dem 
GG unvereinbar erklärt (BVerfGE 39, 
1) 


18.5.1976 

15. Strafrechtsänderungs-Gesetz 
mit der bis heute gültigen Fassung 
der $$ 218ff, seit 21.6.1976 in Kraft. 


Mai 1984 

Der Gesetzentwurf von 74 männli- 
chen CDU-Abgeordneten gegen die 
Finanzierung von Abbrüchen durch 
die Krankenkassen wird vom BT 
mehrheitlich abgelehnt (SPD, FDP 
und GRÜNE). 


Juni 1984 

Der BT beschließt mehrheitlich die 
Gründung der Stiftung „Mutter und 
Kind — zum Schutz des ungebore- 
nen Lebens”. Gegen Pro Familia, 
die sich von Anfang an gegen eine 
solche Stiftung aussprach, wird ei- 
ne breite Kampagne gestartet. 


Das „Beratungs"-Gesetz 


Das von der Bundesregierung ge- 
plante Beratungsgesetz ist frauen- 
feindlich. 

Mit dem Beratungsgesetz wird ei- 
ner enormen Bespitzelung und Kon- 
trolle der Beratungsstellen Tür und 
Tor geöffnet. Die Beratungsstelien, 
die nicht dem vorgeschriebenen 
Zwang nachkommen, „zum Schutz 
des ungeborenen Lebens” zu bera- 
ten, sind von Schließung bedroht. In 
Freiburg beispielsweise droht der 
Pro Familia der Entzug der Zulas- 
sung, weil sie in einer Broschüre 
dem Selbstbestimmungsrecht der 
Frau Vorrang vor dem „Schutz des 
Ungeborenen” eingeräumt hatte. 

Welche Auswirkung eine Bera- 
tung für Frauen hat, in der das Be- 
ratungsziel von vorneherein schon 
festgelegt ist - nämlich Austragen 
der Schwangerschaft — ist nicht 
schwer auszumalen. 90% der Frau- 
en, die in die Beratung kommen, 
haben sich zum Abbruch entschlos- 
sen. Durch die Festschreibung, „zu- 
gunsten des Ungeborenen” beraten 
zu werden, wird die Frau unter einen 
enormen moralischen Druck ge- 
setzt. Sie wird in jedem Fall das Ge- 
fühl haben, daß ihre Entscheidung 
nicht akzeptiert wird, nichts wert ist. 
Die Hinzuziehung des sogenannten 
sozialen Umfelds wird diesen Druck 
noch verstärken. In einer Atmosphä- 
re moralischen Drucks und mit der 
Angst im Nacken, nicht die „richti- 
gen Argumente” zu finden, kann 
von einer Hilfe für die Frau und Ak- 
zeptanz ihrer Entscheidung, wie Mi- 
nisterin Süßmuth behauptet, nicht 
die Rede sein. Das ist reinste Heu- 
cheleil 

Sollte sich die Frau trotz dieses 
moralischen Drucks dennoch nicht 
von ihrer Entscheidung abhalten 
lassen, werden durch das Bera- 
tungsgesetz die nächsten Hürden 
eingebaut. Die vorgeschriebene 
jährliche Fortbildung für Ärzte wird 
die Zahl derjenigen, die bisher be- 
reit waren, eine Indikation auszustel- 
len, drastisch verringern. Dies trifft 
in noch schärferem Maße auf den 


Abbruch selbst zu. Wird die Melde- 
Pflicht an die Abrechnung mit den 
Krankenkassen geknüpft, werden 
noch weniger Ärzte bereit sein, Ab- 
brüche vorzunehmen, um nicht als 
„Abtreibungsarzt"” bei Behörden 
und Kolleginnen oder in der Öffent- 
lichkeit zu erscheinen. 

Die praktischen Konsequenzen 
des Beratungsgesetzes für Frauen 
werden also sein: noch mehr mora- 
lischer Druck, noch mehr Bevor- 
mundung, noch mehr Angst. 

Schon heute sind die Frauen auf 
Grundlage der katastrophalen Ab- 
bruchbedingungen vor allem in den 
CDU-regierten Ländern gezwungen, 
in andere Bundesländer oder in das 
Ausland zu fahren. Allein aus 
Baden-Württemberg, wo schon seit 
1985 verschärfte Beratungsrichtli- 
nien existieren, fahren 60% der 
Frauen zum Abbruch nach Hessen 
(Untersuchung des Max-Planck- 
Instituts, FR 13.4.88). 

Das Bundesberatungsgesetz 
sieht diese Verhältnisse auch für 


andere Bundesländer vor. D.h. 
Frauen werden zunehmend wieder 
in die Illegalität gedrängt. Verzöge- 
rungen beim Abbruch und unsach- 
gemäß durchgeführte Abbrüche 
werden die Folge sein, das gesund- 
heitliche Risiko für Frauen, die sich 
keinen teuren Abbruch leisten kön- 
nen, wird steigen. 

Das Beratungsgesetz und alle 
Maßnahmen, die darauf abzielen, 
den Schwangerschaftsabbruch so 
schwer wie möglich zu machen (da- 
zu gehört auch die von den Konser- 
vativen geplante Kampagne), ver- 
ringern nicht die Zahl der Abbrüche, 
sondern dienen lediglich dazu, die 
Frauen in die Knie zu zwingen. Die 
Mehrheit der Frauen befürwortet ei- 
ne Fristenregelung oder die völlige 
Streichung des $ 218, in Baden- 
Württemberg allein zwei Drittel 
(Max-Planck-Institut). Diese Tatsa- 
che wird einfach übergangen. Die 
Moralvorstellung von Kirche, Rich- 
tern, Politikern und rechter Ärzte- 
schaft wird allen Frauen aufge- 
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zwungen. In unserer hochgepriese- 
nen Kultur wird immer noch der 
„Schutz der Leibesfrucht” höher 
bewertet als das Selbstbestim- 
mungsrecht der Frau. 

Die Aufrechterhaltung des Abtrei- 
bungsverbots durch den $ 218 StGB 
seit über hundert Jahren und die 
nicht abbrechenden Versuche, den 
Schwangeschaftsabbruch zu er- 
schweren, reihen sich ein in eine 
Bevölkerungs- und Familienpolitik, 
die die Interessen der Frauen miß- 
achtet. 

In katastrophalstem Ausmaß ha- 
ben die Frauen dies während der 
Nazizeit erfahren müssen. Unter 
Androhung der Todesstrafe wurden 
die einen zur Mutterschaft gezwun- 
gen, während man die anderen 
zwangssterilisierte und bei ihnen 
Zwangsabtreibungen vornahm. 

BeVölkerungspolitische Eingriffe 
mit Hilfe von Strafandrohungen und 
Zwangsmaßnahmen stehen ent- 
schieden im Widerspruch zu demo- 
kratischer Entwicklung und dem 
Bestreben der Frauen nach Gleich- 
berechtigung und Emanzipation. 


Sylia Hebisch (Hamburg) ist aktiv in 
der Bundesweiten Koordination ge- 
gen den $ 218 


| 


Bundesweite Koordiniation ge- 
gen den $ 218, c/o Sylvia He- 
bisch, Max Breuer-Allee 189, 
2000 Hamburg 50, Tel. 
040/4300400 und Ruth Rumke, 
Ellerstr. 21, 4800 Bielefeld 1, Tel. 
0521/1123289 


Pro Familia, Deutsche Gesell- 
schaft für Sexualberatung und 
Familienplanung e.V., Cronstet- 
tenstr. 30, 6000 Frankfurt a.M. 1, 
Tel. 069/550901 (dort sind auch 
die Adressen der Landesver- 
bände zu erfragen) 


AK Frauenpolitik der GRÜNEN 
im Bundestag, c/o Verena Krie- 
ger (MdB), Hochhaus Tulpenfeld, 
5300 Bonn, Tel. 0228/169133 
oder 167364 


BAG Frauen der GRÜNEN, c/o 
Bundesgeschäftstelle, Col- 
mantstr. 36, 5300 Bonn 1, Tel. 
0228/692021 


Feministisches Frauen-Gesund- 


heitszentrum e\V., Bamberger Str. 
51, 1000 Berlin 30 


Materialien zu $ 218 


HILFE! Mir wird ‘geholfen‘! — Mate- 
rialien zum geplanten Bundes'bera- 
tungs’gesetz zu $ 218; $ 218-Gruppe 
Münster (1988), c/o Schwarze Wit- 
we, Autonome Frauen Forschungs- 
stelle im C.U.B.A., Achtermannstr. 
10-12, 4400 Münster 


Pro-Familia-Magazin 2/88. Schwer- 
punkt: Pro-Familia im Gegenwind, 
mit Aufsätzen zum Beratungs- 
Gesetz und aus den Bundeslän- 
dern, Verlag G.J. Holtzmeyer, Wei- 
zenblüte 77, 3300 Braunschweig, 
6,50 Mark 


Dr. med. Mabuse Nr. 48 (Juni/Juli 
1987). Schwerpunkt: Über den poli- 
tischen Mißbrauch des $ 218 und die 
Schwierigkeit, geltendes Recht in 
die Praxis umzusetzen, Mabuse- 
Abo-Service, Postfach 52, 6107 
Reinheim, 5 Mark 


Dokumentation der Anhörung der 
BT-Fraktion der GRÜNEN zum 
$ 218 und zum Beratungs-Gesetz 
(April 1988), c/o Verena Krieger 
(MaB), Bundeshaus, 5300 Bonn 


EMMA-Buch von Alice Schwarzer, 
„Weg mit dem $ 218. Wir fordern ei- 
ne Verfassungsklage ...” (1986), 
Prolit, Siemensstr. 18a, 6300 Gie- 
Ben, 5,80 Mark 


v. Pazensky/Sandrozinski (Hg.): Die 
neuen Moralisten — $ 218: Vom 
leichtfertigen Umgang mit einem 
Jahrhundertthema, rororo-aktuell 
Nr. 5352 (1984), 7,80 Mark 


Kraiker, $ 218 — Zwei Schritte vor- 
wärts, einen Schritt zurück, Fischer 
TB Nr. 3835 (1983) — Geschichtli- 
che Entwicklung bis 1980 mit zahl- 
reichen Dokumenten — 


v. Pazensky: Gemischte Gefühle, 
C.H. Beck (1987), 12,80 Mark 


Verena Krieger: Entscheiden. Was 
Frauen und Männer über den $ 218 
wissen sollten, Hamburg (1987) 


‚Amendt: Die bestrafte Abtreibung. 
Argumente zum Tötungsvorwurf, 
Ikarus Verlag Bremen (1988) 


Kettwig/v. Praag: Schwangerschafts- 
abbruch, Gesetz und Praxis im in- 
ternationalen Vergleich (sog. ‘Hol- 
land’-Studie für die Bundesregie- 
rung, 1985) 


Häussler u.a.: Bauchlandungen — 
Abtreibung, Sexualität, Kinder- 
wunsch, Frauenbuchverlag (1983) 


Bundesweite Koordnination gegen 
den 8 218: Weg mit dem $ 218!, c/o 
Sylvia Hebisch, Max-Breuer-Allee 
189, 2000 Hamburg 50, 3,50 Mark 


„Entwurf eines Gesetzes zur Siche- 
rung der Entscheidungsfreiheit von 
Frauen im Schwangerschaftskon- 
flikt” der BT-Fraktion der GRÜNEN, 
BT-Drucks. 11/2422 v. 8.6.1988 sowie 
folgende Materialien der Grünen: 


— Argumente. Gegen das geplante 
Beratungsgesetz zum $ 218 (April 
1988), 32 Seiten 

— Argumentation $ 218, von Rita 
Werkmeister und Regina Michalik 
(aus dem BT-Wahlkampf 1987) 


— Arbeitsmaterialien zum $ 218, 
hrsg. von der LAG Frauen der 
GRÜNEN NRW 

- sowie verschiedene Flugblätter 
zu beziehen über: Die GRÜNEN, 
Bundesgeschäftsstelle, Colmantstr. 
36, 5300 Bonn 


Verrechtlichung der Entrechtung 
Interview zu den »Sicherheitsgesetzen« 
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Forum Recht sprach mit Heiner Busch vom Informationsdienst „Bürgerrechte und Polizei” über alte und 
neue Gesetz(entwürfe) zur „inneren Sicherheit”, die Aussichten einer Verfassungsklage und Aktionsmög- 


lichkeiten für Bürgerrechtlerinnen. 


Stell doch zu Beginn kurz den In- 
formationsdienst „Bürgerrechte und 
Polizei” vor. 


Wir sitzen hier in Berlin und bringen 
seit 1978 dreimal im Jahr besagte 
Zeitschrift heraus, die anfangs, als 
wir auch noch in’ einer englischen 
Ausgabe erschienen sind, im Haupt- 
titel „CILIP” hieß. Die Zeitschrift ent- 
stand und wuchs auf der Grundla- 
ge mehrerer Forschungsprojekte im 
Bereich Polizei, deren Herz ein um- 
fangreiches Archiv ist. Auch wenn 
wir in den letzten Jahren hauptsäch- 
lich Themenhefte gemacht haben, 
so verstehen wir uns doch nach wie 
vor in erster Linie als Informations- 
dienst. Das heißt, es geht uns vor al- 
lem darum, durch die Veröffentli- 
chung und Kommentierung von Ma- 
terialien, die normalerweise aus- 
schließlich dem engen Fach- 
publikum vorbehalten sind, die poli- 
tische Diskussion über Polizei und 
Geheimdienste anzuregen. Das 
Publikum für derartige Fragen ist 
zwar in den letzten Jahren gewach- 
sen, aber die Berichterstattung in 
den Medien und auch sonst die öf- 
fentliche Diskussion hangeln sich 
immer noch an Skandalen entlang. 
Unsere Ansprechpartner sind des- 
halb einerseits Multiplikatoren, also 
vor allem Journalisten, aber auch in 
ganz besonderem Maße die Bürger- 
rechtsbewegung, oder sagen wir 
mal vorsichtiger, diejenigen Grup- 
pen und Einzelpersonen, die hierzu- 
lande Bürgerrechte verteidigen wol- 
len. Dazu zählen wir uns ja auch 
selbst. 


Um welche Gesetze bzw. Gesetz- 
entwürfe geht es konkret, wenn in 
der Diskussion von den „Sicher- 
heitsgesetzen” die Rede ist? 


Der Begriff wird benutzt, seit Anfang 
86 die Regierung ein Paket von sie- 
ben Gesetzen en bloc und im Eilver- 
fahren durch die parlamentarische 
Beratung jagen wollte: 

- die Novellierung des Verfas- 

sungsschutzgesetzes 
— ein MAD-Gesetz 


-ein Zusammenarbeitsgesetz 

(incl. BND-Legalisierung) 

- die Novellierung des Daten- 
schutzgesetzes 

— das Gesetz über den maschinen- 
lesbaren Personalausweis (Paß- 
gesetz) 

— die Einführung der „Schleppnetz- 
fahndung” in die StPO 

— das Verkehrszentralregister-(ZE- 

VIS) Gesetz 
Dazuzurechnen ist außerdem der 
1985 von der Innenministerkonfe- 
renz vorgelegte Musterentwurf für 
ein einheitliches Polizeigesetz, über 
den jeweils auf Länderebene zu 
entscheiden ist. 

Gemeinsames Anliegen dieses 
Gesetzespakets ist die Schaffung 
eines fast schrankenlosen Informa- 
tionsverbundes von Polizei und Si- 
cherheitsbehörden und der unbe- 
schränkte Zugriff der Dienste auf al- 
le staatlich gespeicherten Daten, 
kurz die Legalisierung der alltägli- 
chen skandalösen Praxis. Verab- 
schiedet wurde dann dank des öf- 
fentlichen Protestes und der Taktie- 
rerei der FDP im Frühjahr 1986 nur 
der Personalausweis, das Paßge- 
setz, der Schleppnetzparagraph 
163d der StPO und dann im De- 
zember 1986 — zusammen mit dem 
sog. Anti-Terror-Gesetz — das Ge- 
setz über ZEVIS. Dabei blieb es in 
der letzten Legislaturperiode. In der 
Koalitionsvereinbarung ist dann das 
alte Paket, ergänzt durch einen Rat- 
tenschwanz von neuen Gesetzes- 
überlegungen wieder aufgelistet 
worden. Seit einigen Wochen liegen 
uns eine Reihe von Referentenent- 
würfen vor. Es fehlt aus dem alten 
Paket noch das MAD-Gesetz, das 
wahrscheinlich nicht viel anders als 
das Verfassungsschutzgesetz aus- 
sehen dürfte. Außerdem heißt das 
Zusammenarbeitsgesetz jetzt Ver- 
fassungsschutzmitteilungsgesetz. 
Daneben sind zwei neue „Pakete” 
von StPO-Änderungen zu nennen. 


Auf diese Referentenentwürfe 
kommen wir gleich noch einmal zu- 
rück. Es gibt aber auch noch ande- 
re Gesetze zur „inneren Sicherheit”. 


Ende 1986 wurden die sogenannten 
Anti-Terror-Gesetze (Ausweitung 
des Begriffs „terroristische Vereini- 
gung” in $ 129a StGB, (Wieder-)Ein- 
führung des $ 130a StGB - „Anlei- 
tung zu Straftaten”, Ausweitung der 
Befugnisse des Generalbundesan- 
walts) verabschiedet. Nun liegt 
schon wieder ein Artikelgesetz mit 
ähnlicher Zielrichtung vor (Strafbe- 
wehrung des Vermummungsver- 
bots, Einführung einer Vorbeugehaft 
für DemonstrationsstraftäteriInnen, 
Einführung eines $ 130b StGB „Be- 
fürwortung von Straftaten”, Kron- 
zeugenregelung)... 


In der öffentlichen Diskussion -— 
auch in der Linken übrigens — wird 
oft die gesamte Gesetzesflut, die 
sich da in Wellen über uns ergießt, 
unter dem Begriff „Sicherheitsge- 
setze” gefaßt. Wir sollten da ein biß- 
chen genauer unterscheiden, nicht 
weil die einen besser und die ande- 
ren schlechter sind, sondern weil es 
um zwei Arten von Gesetzen geht. 
Dabei gehören die Gesetze, die ich 
vorhin nannte, zu der einen Art und 
die Anti-Terror-Gesetze der 70er 
Jahre, das vom Dezember 1986 und 
auch das Artikelgesetz, das jetzt 
über die Bühne gehen soll, zu der 
anderen Art. 

Bei letzteren kann man grob drei 
Gebiete unterscheiden, auf denen 
sich die Gesetzesmacher austoben. 
Da ist einmal der $ 129a StGB selbst 
und seine Folgen im Strafprozeß- 
recht. Der $ 129a wirkt wie ein Pas- 
separtout.Er erlaubt viele strafpro- 
zessuale Maßnahmen, die das „nor- 
male” Strafprozeßrecht nicht zuge- 
steht, angefangen damit, daß er ab- 
soluter Haftgrund ist, über die Kon- 
taktsperre bis hin zu den Kronzeu- 
gen. 

Der zweite Bereich ist der Bereich 
der Zensur, betrifft also Paragra- 
phen wie die 1976 eingeführten und 
1981 wieder abgeschafften $$ 88a 
und 130a StGB, die ja jetzt wieder 
eingeführt wurden bzw. werden. Da 
gehört auch die „Werbung und Un- 
terstützung einer terroristischen 
Vereinigung” mit hinzu, die Grenzen 
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sind da fließend. Diese beiden Be- 
reiche, die in den 70er Jahren von 
der sozialliberalen Koalition ge- 
schaffen wurden, werden jetzt auch 
auf die militanten Gruppen ange- 
wandt. 

Als dritten Bereich würde ich das 
Demo-Recht nennen. 


Wir haben es also mit zwei Geset- 
zeskomplexen zu tun, den „Sicher- 
heitsgesetzen” einerseits, und den 
neuen Wucherungen des politi- 
schen Strafrechts, als „Anti-Terror- 
Gesetze” deklariert, andererseits. 
Bestehen zwischen diesen Komple- 
xen unmittelbare Zusammenhänge 
oder dienen sie unterschiedlichen 
Zielsetzungen? 


Es geht im Falle des Artikelgesetzes 
einerseits um die Verschärfung des 
innenpolitischen Klimas, um die 
Einschränkung von Artikulations- 
möglichkeiten. Natürlich nicht nur 
des militanten Teils der Linken und 
der sozialen Bewegungen. Wenn 
ich die Diskussion über das Mast- 
absägen verbiete, indem ich es je- 
mandem unmöglich mache, diese 
Handlungen positiv zu bewerten 
oder diejenigen, die so was tun, zu 
verteidigen, dann mache ich auch 
jede Strategiediskussion sinnlos. Mit 
den Zensurparagraphen zum Bei- 
spiel wird eben auch der „gemäßig- 
te” Teil der Linken getroffen, auch 
wenn das manchmal vergessen 
wird. Es geht also um mehr Repres- 
sion. 

Es geht aber auch um einen sym- 
bolischen Effekt: Die Ereignisse, die 
als Anlässe solcher Anti-Terror- 
Gesetze benutzt werden, geben der 
Regierung die Möglichkeit, ihre 
Klientel zu mobilisieren, zu sagen: 
“Seht her, wir unternehmen was‘. Auf 
diese Art und Weise wird ein Ord- 
nungsblock zusammengeschweißt 
und das Thema, an dem das fest- 
gemacht wird, ist eigentlich wurscht. 
Das kann Aids sein, das kann eine 
militante Demo sein, das kann ein 
Anschlag sein. 

Das, was im Frühjahr 86 als „Si- 
cherheitsgesetze” diskutiert wurde, 
bezieht sich dagegen auf langfristi- 
ge Änderungen im Apparat, auf die 
Informationsbeziehungen zwischen 
den Diensten und der Polizei, auf 
die verdeckte Ermittlung und auf die 
Kontrollstellenpraxis, die ein zentra- 
les Element des polizeilichen Struk- 
turwandels seit 1968 ist. Auch da hat 
die SPD seit Beginn ihrer Regie- 
rungszeit Vorleistungen gemacht: 
mit dem Bundesgrenzschutz- und 
dem BKA-Gesetz, den ersten Mu- 
sterentwürfen zum Polizeirecht, mit 
den Razziengesetzen usw. 


Der Zusammenhang zwischen 
beiden Gesetzestypen besteht zu- 
nächst in den Anlässen. ZEVIS 
wurde nach der Ermordung von 
Braunmühls zusammen mit dem 
‚Anti-Terror-Gesetz von 1986 durch- 
gesetzt. Jetzt, nach den Schüssen 
an der Startbahn West diskutierte al- 
les über das Vermummungsverbot 
und von hinten wird das Restpaket 
der „Sicherheitsgesetze” auf den 
Tisch geschoben. 

Zweitens fallen die neuen Rege- 
lungen des politischen Strafrechts 
auf einen Boden der veränderten 
und dann auch rechtlich abgeseg- 
neten apparativen Strukturen der 
Sicherheitsbehörden, wo dieses 
Unkraut dann wuchern kann. 

Und drittens werden neue rechtli- 
che Befugnisse wie die verdeckte 
Ermittlung oft als erstes im politi- 
schen Bereich ausprobiert, weil sich 
gegen Terroristen oder was man da- 
für hält, so etwas leichter durchset- 
zen läßt. 


Die nun vorgelegten Entwürfe für 
ein „Verfassungsschutzgesetz” und 
ein „Verfassungsschutzmitteilungs- 
gesetz” sind nicht lediglich Neuauf- 
lagen, sondern völlig überarbeitete 
Fassungen der alten Gesetzentwür- 
fe. Ist hierin eine noch weitere Ver- 
schärfung zu sehen? 


Der entscheidende Unterschied ist, 
daß die alten Entwürfe viel mehr De- 
tailregelungen enthielten, während 
die neuen vor allem mit General- 
klauseln arbeiten. Auf den ersten 
Blick liest sich das so, als ob nun 
auch noch die letzten Beschrän- 
kungen weggefallen seien. Im we- 
sentlichen war das aber auch nur 
ineffektive Kosmetik. Jetzt wird das 
ständige Hin- und Herverweisen 
weggelassen und klar und deutlich 
gesagt, ‘es ist alles erlaubt". 


Was steckt hinter den noch wenig 
bekannten neu eingebrachten Ent- 
würfen zur Änderung der Strafpro- 
zeBordnung? 


Die gehen größtenteils zurück auf 
ein Problempapier des Justizmini- 
steriums zur Harmonisierung von 
Polizeirecht (also dem Musterent- 
wurf) mit der Strafprozeßordnung, 
nach dem Motto ‘was im Polizei- 
recht erlaubt ist, darf im Strafprozeß- 
recht nicht verboten sein‘. 

Da sind zwei Bereiche zu nennen. 
Der erste ist der Bereich der Fahn- 
dung, wo unter anderem auch die 
Rasterfahndung und die beobach- 
tende Fahndung festgeschrieben 
werden. Der andere Entwurf will die 
Daten aus dem repressiven Bereich 


für den polizeilichen „retten”. Da soll 
ermöglicht werden, daß die Polizei- 
dateien, die ja in großen Teilen Da- 
ten aus den Straf- und Ermitt- 
lungsverfahren haben, in gleicher 
Form wie bisher weiterbetrieben 
werden können. Bedauerlicherwei- 
se dürften diese Entwürfe in der Öf- 
fentlichkeit viel weniger Beachtung 
finden als die Geheimdienstgesetze. 


Die Bundesregierung hat bei der 
Präsentation der Sicherheitsgeset- 
ze dreisterweise immer mit dem 
Bundesverfassungsgerichtsurteil 
zur Volkszählung argumentiert. Die- 
ses verlange gesetzliche Bestim- 
mungen für Eingriffe in das Grund- 
recht auf informationelle Selbstbe- 
stimmung und die „Sicherheitsge- 
setze” seien |die prompte 
Umsetzung dieser Forderung. Im- 
mer öfter werderi die Grundrechts- 
einschränkungen nun’ auch noch 
materiell mit einem Gegen-Verfas- 
sungswert namens „Sicherheit des 
Staates und Sicherheit seiner Bür- 
ger” begründet. Abgeleitet wird 
diese Konstruktion aus dem Bun- 
desverfassungsgerichtsurteil zum 
Kontaktsperregesetz in den 70er 
Jahren. 


So etwas liegt im hiesigen Grund- 
rechtsverständnis drin. Da geht es 
nicht mehr darum, daß Grundrech- 
te nicht angetastet werden dürfen, 
wichtig ist bei der Einschränkung 
nur, daß sie mit einem Gesetz ge- 
schieht und notfalls findet sich im- 
mer ein Rechtsgut, also hier das der 
Sicherheit, das dann im Zuge der 
Güterabwägung im Interesse der 
Allgemeinheit — und die Staatssi- 
cherheit liegt im Interesse der „All- 
gemeinheit” — die Interessen und 
Rechte von einzelnen einschränkt. 
In der Koalitionsvereinbarung hieß 
es auch ganz deutlich „Datenschutz 
darf nicht zur Schwächung der inne- 
ren Sicherheit führen”. 


Sind die „Sicherheitsgesetze” ver- 
fassungswidrig? 


Ich meine schon. Von dem Recht 
auf informationelle Selbstbestim- 
mung bleibt ja nicht viel übrig bei 
dieser Art der Güterabwägung. Da 
wird die Staatssicherheit ja schlicht 
und einfach zum „Grundrecht auf 
innere Sicherheit” umgegossen. 
Der Begriff stammt übrigens vom 


damaligen Justizminister Vogel. 
Sowas als Grundrecht verkaufen zu 
wollen, ist schon eine Zumutung. 

Ein zweiter Punkt ist, daß im poli- 
zeilichen Bereich die Unschulds- 
vermutung dahinschmilzt, wenn 
„Verdacht gegen jedermann” und 
„Verdachtsgewinnung” wie bei der 
Rasterfahndung die ausschlagge- 
benden Kriterien sind. 

Als dritten Punkt sehe ich das 
Trennungsgebot von Polizei und 
Geheimdiensten. Der Polizeibrief 
der alliierten Militärgouverneure von 
1949 legte die strikte Trennung von 
Polizei und Geheimdiensten fest, 
eine Entscheidung, zu der die Deut- 
schen damals aus eigener Kraft 
trotz der historischen Erfahrung mit 
der Gestapo nicht in der Lage wa- 
ren. Der Polizeibrief blieb bis zum 
Abschluß der Deutschland-Verträge 
in den 50er Jahren unmittelbar gel- 
tendes Recht. Seither gilt das Tren- 
nungsgebot als einer der unge- 
schriebenen Verfassungsgrundsät- 
ze. Die „Sicherheitsgesetze” enthal- 
ten zwar Lippenbekenntnisse zum 
Trennungsgebbt, laufen ihm jedoch 
in ihrer ganzen Struktur zuwider. 
Denn von Trennung kann keine Re- 
de sein, wenn Nachrichtendienste 
und Polizei per Gesetz zur Zusam- 
menarbeit verpflichtet sind, gemein- 
same Dateien unterhalten bzw. 
durch on-line-Abrufverfahren mit- 
einander verbunden sind. 


Hältst Du eine Verfassungsbe- 
schwerde bzw. eine Normenkon- 
trollklage für aussichtsreich und po- 
litisch sinnvoll? 


Eine Sache ist, ob so was verfas- 
sungswidrig ist und eine andere Sa- 
che ist, ob das Verfassungsgericht 
uns das auch zugibt. Du hast ja 
selbst das Kontaktsperreurteil ge- 
nannt, wo die Richter dieses komi- 
sche Recht auf innere Sicherheit 
dekreditieren. Und das ist ja noch 
gar nicht so alt. Ich bin gegenüber 
einer solchen Klage eher skeptisch. 
Ein negatives Urteil kann eine Nie- 
derlage auf Jahre hinaus festschrei- 
ben und eine politische Auseinan- 
dersetzung lähmen. 


Nun versteht sich das Verfassungs- 
gericht immer mehr — vor allem in 
Anbetracht staatlicher Legitimitäts- 
krise und des Vertrauensverlustes 
der Parteien — als der staatliche In- 
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tegrationsfaktor. Ist angesichts die- 
ser Konstellation ein politischer Er- 
folg vor diesem Gericht — den nöti- 
gen gesellschaftlichen Rückenwind 
vorausgesetzt — nicht wahrschein- 
licher als ein Einlenken der doch 
recht fest im Sattel sitzenden Re- 
gierung? 


Tatsächlich hat das Verfassungsge- 
richt durch Entscheidungen wie das 
Volkszählungs-, aber auch das Box- 
berg-Urteil einen beachtlichen Ver- 
trauenszuschuß verbuchen können, 
nachdem in den 70er Jahren die 
negative Einschätzung von seiten 
der Linken infolge von Urteilen bei- 
spielsweise zu Berufsverboten, zum 
Kontaktsperregesetz und zu Ab- 
hörmaßnahmen eindeutig negativ 
war. Allerdings hat das Gericht mit 
seinem Volkszählungsurteil vor al- 
lem einen hellsichtigen Besin- 
nungsaufsatz geschrieben, der au- 
Ber der Rechts- und Zweckbindung 
der Datenerhebung keine habhaften 
Vorschriften enthält. Ich bin auch 
skeptisch, ob das Gericht eine sol- 
che Rolle als Ersatzgesetzgeber 
nicht ablehnt. Meiner Ansicht nach 
erklärt sich diese Zurückhaltung be- 
züglich konkreter Fragen im Volks- 
zählungsurteil zu einem guten Teil 
aus dieser Weigerung, Ersatzge- 
setzgeber sein zu wollen ... 


... Das kann man auch anders se- 
hen. Das Bundesverfassungsge- 
richt argumentiert eben nicht nur mit 
der individuellen Verfügungsmacht 
über die eigenen Daten, sondern 
verknüpft das postulierte Grund- 
recht auf informationelle Selbstbe- 
stimmung vielmehr mit dem Prinzip 
einer demokratischen Gesellschaft, 
in der nicht eine unüberblickbare 
Speicherung von Daten dazu führen 
darf, daß Bürgerinnen auf die Aus- 
übung von Grundrechten verzich- 
ten. Ist das nicht habhaft? Außer- 
dem errichtet es Aufklärungs-, 
‚Auskunfts- und Löschungspflichten, 
verbietet das präventive Sammeln 
von Daten auf Vorrat und enthält 
keinerlei Ausnahmebestimmungen 
für Sicherheitsbehörden ... 


Du mußt aber auch sehen, daß es 
sich um einen Bereich handelt, wo 
die apparativen Strukturen seit Jah- 
ren stehen. Das ist etwas anderes, 
als wenn eine konkrete Verhaltens- 
weise, etwas isoliertes, im Nachhin- 
ein abgeschafft werden soll. 


Natürlich wird das Gericht nicht die 
Auflösung der Geheimdienste for- 
dern. Es könnte aber - als Akzep- 
tanzbeschaffung für das Gesamt- 
System „BRD” - bestimmte be- 


sonders haarsträubende Elemente 
aus den „Sicherheitsgesetzen” her- 
ausstreichen. Zu denken wäre an 
ein Verbot der on-line-Verbindung 
von Polizei und Nachrichtendien- 
sten, an eine Immunisierung be- 
stimmter Datenbereiche (z.B. So- 
zialdaten) gegen den Zugriff der 
Nachrichtendienste u.a.m. ... 


Bestimmte Erfolge lassen sich wohl 
schon erzielen, wobei die Chancen 
im Bereich der Geheimdienste wohl 
größer sind als im Bereich von Poli- 
zei und Strafprozeßordnung. Ande- 
rerseits muß auch der mögliche Le- 
gitimationsgewinn der Dienste in 
Betracht gezogen werden. Deshalb 
würde ich wohl lieber auf einer an- 
deren, Ebene weiterarbeiten und 
den Bonus des Volkszählungsurteils 
politisch nutzen. 


Die Tatsache, daß — soweit bekannt 
— in Karlsruhe bisher noch keine 
Klagen eingegangen sind, könnte 
so gedeutet werden, daB Deine An- 
sicht weit verbreitet ist. 


So kann man das wohl nicht sehen. 
Zum einen ist die Bewegung im letz- 
ten Jahr doch sehr stark durch die 
Volkszählungs-Kampagne absor- 
biert gewesen. Zum anderen sind 
die dicksten Hämmer noch gar nicht 
verabschiedet und es ist auch nicht 
sicher, ob die Entwürfe so durchge- 
hen. An der Praxis wird sich zu- 
nächst mal nichts ändern, aber ob 
die konkrete Verrechtlichung dann 
am Ende so aussehen wird, wird 
wohl auch davon abhängen, wie 
weit man das zum politischen The- 
ma machen kann. 


Welche Arbeits- und Aktionsmög- 
lichkeiten gegen die „Sicherheits- 
gesetze” siehst Du momentan? 


Sinnvoller als eine Verfassungskla- 
ge scheint mir, sich massiv an die 
unteren Gerichte zu wenden. Dort 
entstanden in letzter Zeit verschie- 
dene positive Urteile, die zum Bei- 
spiel den Sicherheitsbehörden die 
Löschung gespeicherter Daten auf- 
erlegten. Mit solchen Teilerfolgen 
kann nicht nur die juristische, son- 
dern auch die politische Diskussion 
beeinflußt werden. Da die „Sicher- 
heitsgesetze” kaum sichtbaren Ein- 
fluß auf das alltägliche Leben haben 
bzw. haben werden, ist es natürlich 
ziemlich schwierig, die Gesetze mit- 
tels Kampagnen öffentlichen zu 
thematisieren. Eine Möglichkeit se- 
he ich darin, massenhaft Auskunfts- 
ersuchen zu stellen, um zu erfahren, 
was über die eigene Person gespei- 
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chert ist. Dies wird in problemati- 
schen Fällen wohl kaum je zu einer 
Auskunft führen, kann jedoch im 
persönlichen Umfeld für Diskussio- 
nen benutzt werden. 

Schön wäre es, wenn möglichst 
viele Volkszählungsgruppen im Be- 
reich „innere Sicherheit” weiterar- 
beiten würden. Ansonsten ist es 
eben wichtig, daß die Gesetzentwür- 
fe so breit wie möglich öffentlich dis- 
kutiert werden. Dazu wollen wir 
auch beitragen, indem wir die ak- 
tuellen Entwürfe dokumentieren und 
kommentieren [erschienen in cilip 
29, red]. 

Was den anderen Gesetzeskom- 
plex angeht, ist das Artikelgesetz zu 
Vermummung, Kronzeugen und 
anderem ja wohl nicht mehr aufzu- 
halten. 

Ein Ansatzpunkt für den Kampf 
gegen das politische Strafrecht wird 
deshalb zur Zeit vor allem darin lie- 
gen, Transparenz und Öffentlichkeit 
für politische Prozesse zu schaffen 
und aufzuzeigen, zu welch skanda- 
lösen Anklagen und prozessualen 
Vorgehensweisen die derzeitige 
Gesetzeslage führt. Sehr gute Bei- 
spiel hierfür liefern momentan die 
$ 129a-Anklagen gegen Ingrid 
Strobl und Ulla Penselin, denen 
letztlich nur die Beschäftigung mit 
„anschlagsrelevanten Themen” 
(Gen- und Reproduktionstechnolo- 
gien, Bevölkerungspolitik) konkret 
vorgeworfen wird. 


Siehst Du Anknüpfungspunkte, im 
Bereich „innere Sicherheit” das 
Spektrum der KritikerInnen in die 
Reihen von SPD und Gewerkschaf- 
ten hinein zu verbreitern? 


Eine punktuelle Zusammenarbeit 
mit den Gewerkschaften halte ich 
für möglich. So sind zum Beispiel 
Betriebsrätinnen bevorzugte Aus- 
spähungsobjekte des Vefassungs- 
schutzes. Außerdem arbeiten be- 
reits 10 Prozent aller Beschäftigten 
in Bereichen, in denen mit Hilfe des 
Verfassungsschutzes durchgeführte 
Sicherheitsüberprüfungen üblich 
sind. Gering ist bei Gewerkschaften 
und SPD allerdings die Bereitschaft, 
sich grundlegender mit der Konzep- 
tion „Innerer Sicherheit” und der 
Polizei auseinanderzusetzen, da sie 
letztlich unter SPD-Regierungen 
entwickelt bzw. ausgebaut wurden. 
Man sollte sich also nicht zuviel ver- 


sprechen, aber die Diskussion und 
Auseinandersetzung muß. man 
führen. 


Wo wird das alles enden? 


Der Heroldsche Traum einer Polizei, 
die quasi als allwissender Meßfühler 
am Regelkreis Gesellschaft sitzt 
und die prognostizierbaren Unruhe- 
herde präventiv betreut, kontrolliert 
und ggf. ausschaltet, ist vorerst 
ausgeträumt. Nach wie vor fehlt der 
Polizei die Fähigkeit zur Antizipa- 
tion, wird vor allem fallbezogen ge- 
arbeitet, gedrängt von einem stän- 
dig steigenden Anzeige- und Ruf- 
verhalten der Bevölkerung. 

Im Bereich der polizeilichen 
Sammel- und Schnüffelpraxis wer- 
den sich über kurz oder lang wohl 
diejenigen durchsetzen, die - statt 
qualitativ unbestimmt möglichst vie- 
le Daten zu sammeln - EDV- 
gestützt mit Hilfe von Arbeitsdatei- 
en und Spurendokumentationen 
(Spudok-Dateien) konkrete Ermit- 
tlungsbereiche oder Verfahrens- 
komplexe angehen wollen. 

Mit Begriffen wie Neuem Fa- 
schismus bzw. Militarismus würde 
ich nicht arbeiten wollen. Da hat ja 
gerade Anfang der 70er Jahre in der 
Polizei eine Entmilitarisierung statt- 
gefunden, weg vom Bürgerkrieg als 
Bezugspunkt hin zur alltäglichen 
Krise. 

Es bringt auch nicht viel, immer 
wieder zu erklären, nun endlich brä- 
che der Überwachungsstaat über 
uns herein. Das wurde schon so oft 
erklärt, daß es diejenigen, die es 
verkünden, am Ende selbst nur 
noch als eine Floskel gebrauchen, 
mit der man mal eben ein Flugblatt 
abschließt. Solange noch soviel 
demonstriert werden kann, wie bei 
uns in den letzten 10 bis 15 Jahren, 
kann man einfach nicht von einem 
Überwachungsstaat reden. Das 
Problem ist nur, daß die politischen 
Bewegungen auf die ungeheure in- 
nere Rüstung und apparative Ver- 
knüpfung kaum einen Einfluß hatten 
und haben. 


Wir danken Dir für das Gespräch 
und werden die Beschäftigung mit 
diesem Thema in FoR auf jeden Fall 
fortführen. 


Die Stichworte lieferte Christian 
Rath, Berlin 


Kurzberichte 


Beschränkung der 
Zulassung zum 
Referendardienst 


Das Niedersächsische Ministerium der 
Justiz fertigte eilig eine Verordnung, die 
bereits im März 1988 im Gesetz- und 
Verordnungsblatt veröffentlicht wurde 
und die eine materiellrechtliche Be- 
schränkung der Zulassung zum Refe- 
rendardienst in der Niedersächsischen 
Justiz bringt (KapVO-Jur. v. 21.3.1988), 
Nds. GVBl 10/1988, S. 51). Die Eile wur- 
de damit begründet, daß die Justiz sich 
auf den Andrang von Referendaren 
schnell einstellen müsse. Ob das Ju- 
stizministerium auch auf die Semester- 
ferien an den Universitäten spekuliert, 
mag offen bleiben. 

In der Verordnung soll die Zahl der 
aufzunehmenden Referendare ($ 2 des 
Entwurfs) begrenzt werden durch die 
Höhe der im Haushalt ausgewiesenen 
Stellen für Referendare. Diese liegt et- 
wa bei der Hälfte der tatsächlichen Aus- 
bildungskapazität. 


Die Zahl der 
zuerwartenden Referendare 


Die Zahl der zu erwartenden Referenda- 
re ist naturgemäß abhängig von der Zahl 
der Studienanfänger im Fach Rechts- 
wissenschaften. Bei der Vorschau wird 
man davon ausgehen können, daß das 
Studium im Durchschnitt 5 Jahre dau- 
ert, so daß sich im Schwerpunkt dieje- 
nigen Studenten melden werden, die 
1983 mit dem Studium begonnen ha- 
ben. Als Erfahrungssatz wird man hin- 
zunehmen können, daß etwa die Hälfte 
derer, die das Studium der Rechtswis- 
senschaften begonnen haben, dieses 
Studium auch erfolgreich abschließen. 


Die Zahlen 


Bund Nds Gö.Han. Os. 
1980 12.700 589 430 - 159 
1981 15.590 794 530 - 264 
1982 14.509 923 560 - 363 
1983 14.742 942 518 124 300 
1984 13.235 1004 453 268 283 
1985 11.835 985 463 287 235 
1986 12.064 1046 478 271 297 
1987 1051 441 291 319 


Die Ausbildungskapazität 


Die Ausbildungskapazität hängt ab von 
dem Verhältnis der Zahl der für die Aus- 
bildung zu Verfügung stehenden Richter 
zur Zahl der Referendare. Entscheidend 
ist hier, wieviele Referendare der einzel- 
ne Richter auszubilden hat. Die Verhält- 
nisse liegen hier in den einzelnen Bun- 
desländern durchaus unterschiedlich, 
wie nachfolgende Tabelle ergibt: 


Referen- Richter Verhält. 

dare Ref./Rich. 
Bawü 2.416 1.440 1,7 
Bayern 3.610 1.886 19 
erlin 986 990 1.0 
Bremen 135 163 0,8 
Hamburg 869 544 1.6 
Hessen 2.115 1.436 1,5 
Nieders. 1.299 1.378 0,9 
IRW 4.932 3.364 1,5 
Rhid-Pf. 1.092 695 1,6 
Saarland 237 204 1,2 
Schl-Hol. 701 476 15 

1,36 


Nach dieser Tabelle bilden niedersäch- 
sische Richter — je Richter gesehen — 
nur etwa zwei Drittel der Zahl der Refe- 
rendare aus, die dem Bundesdurch- 
schnitt entspricht. 

Das Nadelöhr der Referendarausbil- 
dung liegt in der Zivilgerichtsbarkeit und 
hier insbesondere der Zivilgerichtsbar- 
keit zweiter Instanz. In der Zivilgerichts- 
barkeit der Niedersächsischen Justiz 
stehen, wenn man auf Vorsitzende Rich- 
ter und planmäßige Richter, die minde- 
stens zu 50% ihrer Arbeitskraft Zivilsa- 
chen bearbeiten und hiervon weniger 
geeignete Richter abrechnet, insgesamt 
321 ausbildungsfähige Richter zur Ver- 
fügung. Rechnet man je Richter rechne- 
risch 1,5 Referendare, so ergibt dies 481 
Ausbildungsplätze. Zum 1.11.1987 sind 
108 Referendare und zum 1.2.1988 256 
Referendare, zusammen 364 Referen- 
dare eingestellt worden. Die Ausbil- 
dungskapazität in der Zivilgerichtsbar- 
keit erster Instanz ist damit nicht ausge- 
schöpft. 

In der zweiten Instanz der Zivilge- 
richtsbarkeit sehen die Dinge ähnlich 
‚aus. Hier stehen unter den gleichen Vor- 
aussetzungen wie oben (142 Richter) 
213 Ausbildungsplätze zur Verfügung. 
Rechnet man jedoch noch die Richter 
hinzu, die zu 30 bis 50% ihrer Arbeits- 
kraft in Zivilsachen der zweiten Instanz 
tätig sind, so ergibt dies 51 weitere Aus- 
bildungsplätze, so daß in der zweiten In- 


stanz 264 Ausbildungsplätze zur Verfü- 
gung stehen. Bedenkt man, daß im Ge- 
gensatz zur ersten Instanz die 
Ausbildung in der zweiten Instanz nur 
drei Monate dauert, so ist auch diese 
Kapazität noch ausreichend. 


Es ergibt sich somit, daß von der Aus- 
bildungskapazität hier, auch die zu er- 
wartenden hohen Zahlen der Studenten 
der Rechtswissenschaften, die ihr Stu- 
dium erfolgreich abschließen, kein Pro- 
blem darstellen, das nicht zu bewältigen 
wäre. Das echte Problem ist vielmehr die 
Zahl der vom Niedersächsischen Land- 
tag bewilligten Planstellen für Refe- 
rendare. 


Die Folgen 


Naturgemäß läßt sich die weitere Ent- 
wicklung dann, wenn entsprechend den 
bisherigen Planungen des Justizmini- 
steriums die Zulassung beschränkt wird, 
nicht absehen. Sie hängt von der Zahl 
der Bewerbungen oder anders ausge- 
drückt, davon ab, wieviele Bewerber in 
andere Bundesländer ausweichen. So 
haben weder Bayern noch Baden-Würt- 
temberg eine Zulassungsbeschränkung 
und auch Nordrhein-Westfalen be- 
schränkt die Zulassung nur in bestimm- 
ten von den Studenten bevorzugten Ge- 
bieten, etwa im Raum Köln. Geht man je 
Einstellungstermin (1. Februar, 1. Mai, 1. 
August und 1. November) von je 200 
Bewerbungen aus, so wird schon ein Teil 
der Bewerber zum 1.8.1989 eine Warte- 
frist von einem Jahre und am 1.11.1990 
ein Teil der Bewerber eine Wartefrist von 
zwei Jahren hinnehmen müssen. Am 
1.8.1989 werden 430 Studenten auf der 
Warteliste stehen; am 1.11.1990 werden 
es 880 sein. 


Die politische Verantwortung 


Die Justizpolitiker des Landes Nieder- 
sachsen tragen hier eine vielschichtige 
Verantwortung. Diese Verantwortung gilt 
zunächst gegenüber den Studenten. Es 
muß daran erinnert werden, daß der 
Staat sich ein Ausbildungsmonopol für 
die Juristenausbildung geschaffen hat 
und dieser Verantwortung gerecht wer- 
den muß. Es kann nicht hingenommen 
werden, daß Politiker in den letzten Jah- 
ren immer wieder die private Wirtschaft 
aufgerufen haben, Ausbildungsplätze zu 
schaffen, selbst aber der entsprechen- 
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den Verantwortung nicht gerecht wird. 
Politiker haben gern die Ausbildung in 
den Rechtswissenschaften gefördert, 
weil sie im Gegensatz etwa zu den Na- 
turwissenschaften, der Medizin oder 
Technik für den Staat finanziell ver- 
gleichsweise günstig ist. Hieraus müs- 
sen jetzt die Folgerungen in der Rich- 
tung gezogen werden, daß die Studen- 
ten ohne Unterbrechung die vom Staat 
geförderte Ausbildung auch beenden 
können. 

Die Verantwortung der Justizpolitiker 
des Landes Niedersachsen geht indes- 
sen noch weiter: Es kann nicht ausrei- 
chen, allein zahlenmäßig ausreichende 
Ausbildungsplätze zur Verfügung zu 
stellen. Es muß auch eine qualifizierte 
Ausbildung der Referendare gesichert 
werden. Es ist dies eine Verantwortung, 


die der Staat nicht nur gegenüber den 
Referendaren trägt, sondern auch ge- 
genüber der Öffentlichkeit. Schlecht 
ausgebildete Referendare würden sich 
bei Beginn ihrer Berufstätigkeit zu einem 
Krebsschaden für die Allgemeinheit 
auswirken. 

Die Verantwortung der Justizpolitiker 
gilt aber auch gegenüber den zur Aus- 
bildung berufenen Richtern. Durch die 
Sparerlasse des Landes Niedersachsen 
sind viele bereits bis an die Grenzen ih- 
rer Möglichkeiten belastet. Nicht weni- 
ge von ihnen werden Schwierigkeiten 
haben, die zu fordernde qualifizierte 
Ausbildung unter den gegenwärtigen 
Umständen zu garantieren. Die Sparer- 
lasse dürfen nicht dahin führen, daß die 
Ausbildung der Referendare unter ihnen 
leidet. Die Verantwortung sowohl ge- 
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haupt aller Papiere & Dokumente an die Re- 
gierung. Verurteilbar ist auch jede Einzel- 
person, die mit negativen jen über 
die Apartheid aufgefallen Ist und Geld aus 
dem Ausland erhält. 


ZWANZIG MILLIONEN VERELENDETE 
SCHWARZE IN GETTOS, HOMELANDS 
& TOWNSHIPS SOLLEN GEHINDERT 
WERDEN, IHRE EIGENE GESELL- 
SCHAFTLICHE VERSORGUNG UND 
GEGENMACHT AUFZUBAUEN. 


SPENDEN JETZT: 


Machen wir deshalb die zu uns dringen- 
den Stimmen Südafrikas zum manifesten 
Protest: 


„Wenn es bei diesen neuen Gesetzen unter 
den Deutschen nicht eine stärkere Einsicht 


darum, auf & 
Gewerkschaften & Kirchen und alle gesell- 
entschiedenen Druck 
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genüber den Referendaren als auch ge- 
genüber den Richtern gebietet vielmehr, 
für die Ausbildung — insbesondere für 
die Betreuung der Referendararbeits- 
gemeinschaften -— eine genügende 
Zahl nicht überlasteter, sondern ihre 
Aufgabe mit Freude wahrnehmende 
Richter zu Verfügung zu stellen. 
Ulrich Vultejus 


(Der Beitrag erschien bereits in ‘ötv in 
der Rechtspflege’ Nr. 42) 


(Neo)faschisten 


Unabhängig von der Diskussion über 
die Sinnhaftigkeit eines juristisch noch 
durchzusetzenden Verbots von (Neo)fa- 
schistischen Gruppen und Parteien (vgl. 
FoR 1/88, S. 227ff) bedarf es auf einer 
pragmatischen Ebene, wenn es bei- 
spielsweise darum geht, daß die Studen- 
tenorganisation Carp der Mun-Sekte in 
Berlin nicht zum Stupa kandidieren darf 
(und damit nicht das AStA-Wahl-Info zur 
Selbstdarstellung benutzen darf) und 
daß die „Republikaner” keine Räume 
der FU Berlin für ihre Veranstaltungen 
mieten dürfen (und damit auch nicht als 
„studentische Gruppe” anerkannt wer- 
den), einiger guter, juristisch abgesicher- 
ter Argumente, um zu verhindern, daß 
Faschisten Rechtspositionen erhalten, 
die antifaschistische Aktionen von vor- 
neherein einer Kriminalisierung preis- 
geben. Der von einem der letzten real 
existierenden ML-Vereine, der „Volks- 
front”, herausgegebene „Ratgeber zur 
juristischen Auseinandersetzung mit fa- 
schistischen Organisationen” (Lose- 
blattsammlung, Stand der Grundliefe- 
rung: 1.9.1987) leistet solche, durchweg 
seriösen Argumentationshilfen. In zehn 
‚Abteilungen werden gesetzliche Grund- 
lagen (vom Potsdamer Abkommen und 
Kontrollratsgesetzen über die Länderver- 
fassungen und das Grundgesetz bis hin 
zu internationalen Verträgen), Gerichts- 
entscheidungen, Beschlüsse von Ge- 
meinderäten und Städten, Beschlüsse 
von Gewerkschaften, Parteien und Or- 
ganisationen (folgt), die Rechtslage in 
Westberlin (folgt)/Österreich/DDR und 
Resolutionen der UNO-Generalver- 
sammlung dokumentiert und kommen- 
tiert. Im Anhang befindet sich ein aus- 
führliches Literaturverzeichnis und ein 
Sachregister. 

Vom gleichen Verein wird ein 
„Rechtsgutachten zum Thema Verbot 
und Auflösung faschistischer Organisa- 
tionen” herausgegeben, das schwer- 
punktmäßig darauf abzielt, die herr- 
schende Meinung zu Art. 139 GG zu 
demontieren. 

Ratgeber zur juristischen Auseinander- 
setzung mit faschistischen Organisatio- 
nen, 16 Mark plus (bei Abo) 0,20 Mark je 
A4-Seite (Grundlieferung: ca. 130 S.) 
Rechtsgutachten ..., (26 S.), 2 Mark 
Bezug über den Herausgeber: Bundes- 
geschäftsstelle der Volksfront, Zülpicher 
Str. 7, 5000 Köln 1 


Thomas Moritz 


Kurzberichte 


„einspruch.” - 
die Wiedergeburt 


Seit Juni dieses Jahres erscheint sie 
wieder: „einspruch — Die Zeitung für 
freie Advokatur”, so der Untertitel, der 
zugleich Programm ist. Herausgegeben 
wird sie von Bertram Börner (verantwort- 
licher Redakteur), Wilhelm Helms und 
Werner Holtfort, Abgeordneter im Nie- 
dersächsischen Landtag und Ehrenvor- 
sitzender des als Mitherausgeber zeich- 
nenden RAV. Diese Postille - 6 Seiten 
in Zeitungsaufmachung — knüpft an al- 
te Zeiten an. Anfang 1974 erschien die 
Nullnummer, 1983 die vorerst letzte 
Nummer 25. Nun also, nach fünf Jahren 
schöpferischer Pause, die Wiederge- 
burt. Die Herausgeber sehen nun die 
Zeit gekommen, wo sie „wieder heiße 
Eisen anfassen und Steine ins Wasser 
werfen wollen, die Wellen schlagen. ein- 
spruch soll wieder Medium sein für Min- 
derheiten und kritische Juristen, wider 
den Stachel löcken und: Rechtspolitik 
gegen den Strich bürsten” - wohl 
denn, wir können gespannt sein, die er- 
sten 25 Ausgaben waren verheißungs- 
voll, 

„einspruch.” Erscheint viermal im Jahr 
für 20 Mark (1988 noch 10 Mark), Stu- 
denten und Referendare 20% Ermäßi- 
gung. Bezug: Selbstverlag Gabriele 
Schumacher, Hohenzollernstr. 30, 3000 
Hannover 1 (red.) 


Ze 


Böses Erwachen 
mit 
'Emes-Sonochron’ 


Sehen Sie sich doch einmal den Wecker 
neben ihrem Bett genau an: Handelt es 
sich vielleicht um einen mechanischen 
Wecker der Marke ‘Emes-Sonochron'? 
Wieso hat er denn kein modernes Quarz- 
werk? Haben Sie den Wecker vielleicht 
gekauft, ohne sich eine besondere Far- 
be auszusuchen und ohne sich die 
Funktionsweise erklären zu lassen? 
Wenn Sie diese Fragen eventuell mit ‘ja’ 
beantworten müßten, stehen Sie unter 
Terrorismus-Verdacht und es ist nur ein 


Zufall, daß Sie nicht zusammen mit Frau 
Dr. Ingrid Strobl, Journalistin aus Köln, 
vor dem Staatsschutzsenat des OLG 
Düsseldorf nach $ 129a StGB angeklagt 
werden wegen der Mitgliedschaft, min- 
destens jedoch der Unterstützung der 
„terroristischen Vereinigung” Revolutio- 
näre Zellen/Rote Zora. Das ist kein Witz, 
sondern Inhalt der Anklageschrift gegen 
Ingrid Strobl, die nun vorliegt und den 
vorläufigen Höhepunkt bildet in der 
Kriminalisierungs- und Einschüch- 
terungs-Kampagne des Staatsschutzes 
gegen Teile der Frauenbewegung: Es 
begann am 18.12.1987 mit 33 Haus- 
durchsuchungen im ganzen Bundesge- 
biet und seitdem sitzen Ingrid Strobl und 
Ulla Penselin in Isolations-U-Haft. Ulla 
Penselin wird angeklagt wegen der an- 
geblichen Beteiligung an Brandan- 
schlägen auf Firma Adler: An die 
Stelle von Beweisen treten allerdings 
Mutmaßungen und kühne Schlußfolge- 
rungen, so die Rechtsanwältinnen nach 
Studium der Anklageschrift. Einblick in 
die Ermittlungsakten hat man ihnen 
noch immer nicht gewährt. Beim Haft- 
prüfungstermin Ende Juli in Düsseldorf 
ist die vorerst letzte Chance der beiden 
Frauen, vor Eröffnung des Verfahrens 
(wahrscheinlich erst im Frühjahr 1989) 
auf freien Fuß zu kommen. Da die Bun- 
desanwaltschaft die Öffentlichkeit glau- 
ben machen will, sie hätte nun endlich 
zu einem entscheidenden Schlag gegen 
die ‘RZ’ ausgeholt, sieht es wohl für 
die beiden nicht gut aus — wenn wir uns 
nicht für sie einsetzen. 

Wer den beiden schreiben will: 

Ingrid Strobl/Ulla Penselin 

c/o Oberlandesgericht 

5. Strafsenat 

Postfach 30 02 10 

4000 Düsseldorf 1 

Weitere Informationen beim 
Gen-Archiv-Essen, Führichstr. 15, 
4300 Essen 1 

und beim 

Frauenbildungszentrum „Denk‘t'räume” 
Grindelallee 43, 2000 Hamburg 13 
Materialien: 

Anschlag auf die Schere am Gen und 
die Schere im Kopf (Dokumentation der 
Ereignisse und „anschlagsrelevanten” 
Themen). Bezug: Buchladen, oder kon- 
kret literatur verlag, Osterstr. 124, 2000 
Hamburg 20, 80 Seiten, 7 Mark. 


E. coli-bri, Nr 3 (Feb. ’88) „Freilassung 
von Ulla und Ingrid”, c/o Aizan, 
Clemens-Schulz-Str. 26, 2000 Hamburg 
4,32 8.,4,- (red.) 


Wiebke Willms 
FLIEGEN INSBLAU 
Erfahrungen zwischen Kunst und 
Therapie 

ISBN 3-923 125-518 

ersch. Frühjahr 1988 

ca. 250 Seiten 

ca. 50 Abb. 

M 86 — ca. DM 30,-- 


Künstlerisch arbeitende Initiativen 
im Umfeld der reformierten 
Psychiatrie gibt es heute viele in 
Italien. Das Buch dokumentiert 
die Geschichte der psychiatrischen 
Anstalt von Triest und stellt in ei- 
nem ausführlichen Bildteil Arbei- 
ten des Laboratorio il Gatto vor, 
deren Mitarbeiter sich ein Jahr 
lang auf dem ehemaligen Anstalts- 
gelände künstlerisch betätigten. 
Gleichzeitig werden die bildne- 
rischen Ergebnisse kommentiert 
und im Zusammenhang mit der 
bisherigen Rezeption des psycho- 
pathologischen Ausdrucks ausge- 
wertet. 


(Hrsg.) R. Brüggemann 
SEELENPRESSE 
Patientenzeitschriften in der 
Psychiatrie der BRD 

ISBN 3-923 126-514 

ersch. Frühjahr 1988 

ca. 180 Seiten 

ca.DM 20,-- 


Die “Entmündigten‘ und ‘Mund- 
toten’ melden sich zu Wort. 
Durch eigene Zeitungen brechen 
sie aus der krankmachenden Isola- 
tion heraus an die Öffentlichkeit. 
Motiviert durch ihre persönliche 
Betroffenheit suchen die Patien- 
ten Ausdruck, Dialog und Heraus- 
forderung. 


(Hrsg.): Heider, Schwendter, Weiß 
POLITIK DER SEELE 

Reader zum Gesundheitstag 1987 
ISBN 3-923 126-50-6 

ersch.: Mai 1988 

ca. 200 Seiten 

M 84 — ca. DM 20,-- 


In den letzten Jahren ist ein ge- 
waltiger, teils privater, teils öffent- 
licher Psychoboom entstanden. 
Das Wechselverhältnis von Psyche 
und Gesellschaft, von Therapie 
und Politik wird im vorliegenden 
Band von den verschiedensten As- 
Pekten her beleuchtet. 


AG SPAK 
Kistlerstr. 1 
8 München 90 


268 
2188 


Röcht 


Heinrich Hannover, 
Martin Kutscha, 
Claus Skrobanek- 
Leutner (Hrsg.) 


Staat und Recht 
in der Bundes- 
republik 


Kritische Studien- und 
Arbeitstexte, Köln 
(Pahl-Rugenstein) 1987, 
415 S., 19,80 Mark 


Detlef Hensche, 
Martin Kutscha 
(Hrsg.) 

Recht und 
Arbeiter- 
bewegung 

Zum Gedenken an Wolf- 
gang Abendroth, Köln 


(Pahl-Rugenstein) 1987, 
225 S., 16,80 Mark 


Das an erster Stelle genann- 
te Buch möchte eine „kriti- 
sche Einführung in das 
Recht der Bundesrepublik” 
sein. Es erhebt dabei nicht 
den Anspruch, endgültiges 
Kompendium kritischer Juri- 
sterei zu sein. Bescheiden 
will es nur die Gewinnung ei- 
nes Überblicks erleichtern. 
Zu diesem Behufe versam- 
melt es auf ca. 400 engbe- 
druckten Seiten juristische 
Texte der vergangenen 20 
Jahre. Ein solches Vorhaben 
verdient schon deshalb Lob, 
weil eine solche Bestands- 
aufnahme bislang noch nicht 
versucht wurde. Es stellt je- 
doch zugleich hohe Anforde- 
rungen an die Textauswahl, 
will es dem Vorwurf ungewoll- 
ter oder beabsichtigter 
Lückenhaftigkeit entgehen. 

Dennoch weist das Buch 
deutliche Lücken auf: so sind 
der Rechts- und Staatstheo- 
rie 90 S., dem Staatsrecht 
120 S., dem (politischen) 
Strafrecht, dem Zivilrecht 
und dem Arbeitsrecht je 50 S. 
und schließlich dem Völker- 
recht noch 30 S. gewidmet. 
Diese Fehlgewichtung wird 
von den Herausgebern offen 
eingestanden: Die themati- 
schen Lücken spiegeln nur 
Lücken in der kritischen Auf- 
arbeitung des Rechtsstoffs 
wieder. Dies gilt in erster Li- 
nie fürs Zivilrecht, aber auch 
für das gar nicht vertretene 
Verwaltungsrecht und in ge- 
wisser Weise auch für das 
Strafrecht. 


Die thematischen Lücken 
sind freilich nicht unwesent- 
lich inhaltlich bedingt: sie 
hängen mit dem Begriff der 
Herausgeber von „kritisch” 
zusammen. Daß darunter 
nicht alles zu verstehen ist, 
was sich als kritisch bezeich- 
net und viell irgendwo 
sogar Detailkritik übt, braucht 
nicht besonders betont zu 
werden. Die Herausgeber 
verstehen aber unter „Kritik” 
im traditionell sozialistischen 
Sinn eine Methode, die 
emanzipativ ist: d.h. den 
Menschen die Möglichkeit 
der Befreiung aus den sie 
beherrschenden Verhältnis- 
sen schafft, indem sie die 
Wahrheit, wie sie in der Wirk- 
lichkeit steckt, ans Licht 
bringt und dadurch die Men- 
schen aus der Unmündigkeit 
führt. Damit verbunden ist 
die Überzeugung, daß der 
Mensch nicht nur erkennen- 
des, sondern auch handeln- 
des Subjekt der Geschichte 
ist: also das einmal als unter- 
drückend Erkannte auch än- 
dern wird. 

Konsequenterweise kann 
für die Herausgeber eine so 
verstandene kritische 
Rechtstheorie nur marxisti- 
sche Rechtstheorie sein. 
Marxistische Rechtstheorie 
heißt aber für dieses Buch, 
an dessen Entstehung das 
Institut für marxistische Stu- 


dien und Forschungen 
(IMSF) maßgeblich mitge- 
wirkt hat, (orthodoxe) 


marxistisch-leninistische 

Rechtstheorie sowjetischer 
Prägung. Diese Einseitigkeit 
ist insofern nicht unberech- 
tigt, als marxistische Rechts- 
theorie in der Bundesrepu- 
blik, auch wenn sie nicht or- 
thodox sein wollte, sich im- 
mer an den grundlegenden 
Theoremen sowjetischer 
Rechtstheorie orientiert: ei- 
ner Theorie, wie sie sich in 
der stalinistischen Wende 
Ende der 1920er Jahre her- 
ausgebildet hat. Damals ent- 
stand, nachdem sich die 
Hoffnung auf eine baldige 
Weltrevolution zerschlagen 
hatte, das Bedürfnis, den So- 
zialismus in staatlicher Form 
zu stabilisieren. Damit wuchs 
die Bedeutung des Rechts. 
Bis dahin geläufige Interpre- 
tationen der Rechtsform als 
etwas Bürgerlichem (Marx, 
Engels, Lenin) wurden obso- 
let. Vielmehr wurde die 
Rechtsform als systemneu- 
tral gedeutet, ja sie erhielt 
sogar einen positiven Bezug. 
Diese Umdeutung vollzog 
sich vor der Folie des 
Basis-Überbau-Schemas, 

das zu einem Grundprinzip 


der gesellschaftlichen Zu- 
sammenhänge ausgebaut 
wurde. 

Beispiele für dieses ge- 
meinmarxistische Deutungs- 
muster liefern in diesem 
Buch: Däubler, bei ihm ha- 
ben bürgerliche Freiheits- 
rechte prinzipiell emanzipato- 
rischen Charakter (S. 299); 
für Abendroth kann bürgerli- 
ches Formalrecht mit sozia- 
lem Inhalt gefüllt werden (S. 
38f); und für Wagner besteht 
sozialistisches Recht aus 
materiellem und formellem 
(Gleichheits-) Recht (S. 31). 
Dabei wird freilich auf einen 
richtigen Sachverhalt hinge- 
wiesen: nämlich den über- 
schießenden Charakter bür- 
gerlicher Freiheitsverspre- 
chen. Dieser überschießen- 
de Charakter kommt aber in 
den Rechtsinhalten und 
gerade nicht in der Rechts- 
form zum Ausdruck. 

Es ist bedauerlich, daß die 
Gegenposition Paschukanis 
(in: Allgemeine Rechtslehre) 
von den bundesdeutschen 
Juristen nicht rezipiert wurde. 
Gleichwohl hätten die Her- 
ausgeber sie wenigstens in 
den Literaturhinweisen, in die 
sonst auch die wesentlichen 
nicht-orthodoxen Positionen 
aufgenommen wurden, er- 
wähnen können. 

Peinlich wird die Ausrich- 
tung am orthodoxen Marxis- 
mus-Leninismus aber bei der 
marxistischen Staatstheorie: 
Hier wird nämlich die Theorie 
des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus als einzig richti- 
ge dargestellt. Anders als bei 
der Rechtstheorie können 
sich die Herausgeber aber 
nicht auf einen juristischen 
„mainstream” berufen: Das 
zeigt sich ganz deutlich dar- 
an, daß die staatstheoreti- 
schen Texte wesentlich von 
Nichtjuristen stammen. Es ist 
hier nicht die Stelle, eine 
Staatsdiskussion zu führen. 
Dennoch sei darauf hinge- 
wiesen, daß die Leninsche 
Staatstheorie zwar eine Re- 
aktion auf tatsächliche Wand- 
lungen des kapitalistischen 
Staates und gleichzeitig der 
Versuch ist, unter diesen ge- 
änderten Umständen eine 
Revolutionstheorie (d.h. eine 
Theorie der Emanzipation 
des Menschen) aufrecht- 
zuerhalten, daß aber eine 
solche Theorie zur ideali- 
stisch-voluntaristischen wird, 
wenn die Bestimmung des 
Staates vom Ökonomischen 
ins Politische verlagert wird 
und somit zu einer Tautologie 
gerät. Es wäre deshalb wich- 
tig gewesen, unterschiedli- 
che staatstheoretische An- 


sätze einander gegenüber- 
zustellen. Dies hätte freilich 
den Umfang dieses Buches 
gesprengt. Man hätte dann 
lieber auf die Staatstheorie 
verzichten sollen, als ein so 
einseitiges Bild zu vermitteln. 

Trotz dieser dezidierten 
theoretischen Fixierung ist 
das Buch nützlich, wenn 
man und frau es als das ver- 
wendet, was es schließlich 
sein will: nämlich ein Arbeits- 
und Studienbuch. 


Das zweite Buch dokumen- 
tiert einen Kongreß, den die 
Vereinigung demokratischer 
Juristinnen und Juristen 
(VDJ) zum Gedenken an 
Wolfgang Abendroth veran- 
staltet hat. Der Kongreß dreh- 
te sich um die drei Problem- 
kreise Demokratie/Parlamen- 
tarismus, deutsche Frage 
und Gewerkschaften — so- 
mit um Themen, denen 
Abendroths besonderes In- 
teresse galt: ' Staatsrecht, 
Völkerrecht und Politik der 
Arbeiterbewegung. 

Das Buch schließt sich an 
eine schon recht lange Rei- 
he von Festschriften für 
‚Abendroth an: die erste wur- 
de ihm zum 60. Geburtstag 
gewidmet, die zweite und 
dritte zum 70., die vierte und 
fünfte zum 75. Im Vorwort zur 
fünften Abendroth-Festschrift 
(New Directions in Internatio- 
nal Law) schrieb Helmut Rid- 
der, Festschriften seien be- 
sonders in Deutschland 
„schon fast epidemisch”, ein 
solches Werk bedürfe daher 
der besonderen Rechtferti- 
gung: die läge insbesondere 
darin, daß keine „Deponie 
von Texten ohne innovatori- 
sche Potenz” geschaffen 
werde (aaO S. 15). Schon die 
beiden Festschriften zum 70. 
Geburtstag Abendroths wa- 
ren Kongreßdokumentatio- 
nen. Die juristische Fest- 
schrift (Der Kampf ums 
Grundgesetz) hat dabei 
Maßstäbe gesetzt, an die 
diese Gedächtnisschrift nicht 
heranreicht. Das hat jedoch 
noch nichts zu sagen. 

‚Aber auch wenn man mil- 
dere Maßstäbe anlegt, ver- 
mag das Buch nicht zu über- 
zeugen. Sein Hauptmanko 
besteht darin, daß die Texte 
recht unvermittelt nebenein- 
ander stehen: Es entsteht der 
Eindruck, es habe auf dem 
Kongreß überhaupt keine 
Diskussion stattgefunden 
(was auch schon Gerhard 
Stuby in seinem Kongreßbe- 
richt in DuR 1987, 20ff be- 
mängelt). Dann aber frage 
ich mich, warum man diesen 
Kongreß überhaupt in Buch- 


Rezensionen 


form gebracht hat: denn Tex- 
te, die überhaupt keine Ein- 
heit bilden, kann man getrost 
getrennt veröffentlichen. Da- 
bei wären allerdings einige 
Texte auf der Strecke geblie- 
ben. Allein dies verhindern 
zu wollen, heißt aus einer 
Gedächtnischrift eben doch 
eine „Deponie” zu machen. 

Andreas Wahl 


Dieter Grimm 
Recht und Staat 
der bürgerlichen 
Gesellschaft 


Frankfurt 1987, 
443 S., 18 Mark 


Der Autor ist einer der „neu- 
en” Bundesverfassungsrich- 
ter, dies und der Titel machen 
neugierig auf den Inhalt des 
Buches. 

Der Band faßt fünfzehn, an 
verschiedenen Stellen be- 
reits veröffentlichte Aufsätze 
unter fünf Oberpunkten zu- 
sammen; dies nicht nur aus 
formalen Gründen, sondern 
um über eine thematisch 
strukturierte, zusammen- 
hängende Publikation die 
bürgerliche Rechtsordnung 
zumindest in Ansätzen zu 
beschreiben. Die themati- 
sche Gliederung beginnt mit 
den Grundlagen des Sy- 
stems (Abschnitt I) und geht 
dann über zur Funktion des 
Staates in der bürgerlichen 
Gesellschaft (Abschnitt II); im 
Il. Abschnitt werden die Zu- 
sammenhänge zwischen 
Verfassung und Privatrecht 
behandelt. Schließlich erör- 
tert Grimm noch die Rolle der 
Rechtswissenschaft (Ab- 
schnitt IV) und Aufgaben der 
Rechtsgeschichte (Abschnitt 
V) 


Grimms Interesse, das al- 
len Analysen zugrunde liegt 
und ihnen eine gemeinsame 
Linie gibt, richtet sich auf den 
gesellschaftlichen - oder 
differenzierter: den wirt- 
schaftlichen, politischen oder 
kulturellen — Kontext des 
Rechtssystems. Grimm be- 
greift — für Juristen in der 
Regel immer noch keine 
Selbstverständlichkeit - 
Recht in weitgehendem Um- 
fang als gesellschafts- und 
kulturabhängig, also ein Pro- 
dukt gesellschaftlicher Pro- 
zesse, betont aber auch des- 
sen Bedeutung als Faktor 
gesellschaftlicher Entwick- 
‚Der rechtliche Aspekt 
r das Verständnis der 
bürgerlichen Gesellschaft 


von besonderer Bedeutung, 
denn wie keine andere hat 
sie sich über Recht konstitui- 
ert und läßt sich daher in ih- 
rer Rechtsordnung auch 
wiedererkennen.” (S. 7). 

Da sich die Beiträge auf 
die bürgerliche Epoche kon- 
zentrieren, hat das Buch ei- 
nen insgesamt deutlich histo- 
rischen Akzent. Es ist aber 
auch für diejenigen interes- 
sant, die Geschichte als 
langweilig in Erinnerung ha- 
ben, denn man findet keine 
Zahlen- und Ereignisanein- 
anderreihung, sondern eine 
historisch-juristisch-politisch 
kombinierte Darstellung, die 
die Grundlagen heutiger 
Probleme und Streitigkeiten 
aufdeckt (etwa die Aufsätze 
„Soziale Voraussetzungen 
und verfassungsrechtliche 
Gewährleistungen der Mei- 
nungsfreiheit” oder „Die 
Entwicklung des Enteii 
nungsrechts unter dem Ein- 
fluß der Industrialisierung”) 
und auch ansonsten viel 
Neues vermittelt. Grimm un- 
tersucht z.B. Entstehen und 
Wahl von juristischen Metho- 
den unter der Fragestellung, 
welche Funktion ihnen als 
Machtfaktor zukommt. Mit 
der Wahl einer juristischen 
Methode fallen Vorentschei- 
dungen über Inhalte der In- 
terpretation von Normen — 
anderenfalls bräuchte man 
schließlich gar keine Metho- 
dik oder Auslegung. Metho- 
dengeschichte kann man 
deshalb auch nicht be- 
schränkt als Ideengeschich- 
te begreifen, sondern nur so- 
zialgeschichtlich erfassen. 

Insgesamt ist der Band für 
alle, die über den Tellerrand 
positiven Rechts hinaus- 
kucken wollen, ein spannen- 
des und wichtiges Buch 
bei erfreulich erschwingli- 
chem Preis. 


Marion Albers 


Robert Alexy 
Theorie der 
Grundrechte 


Frankfurt (stw) 1986, 
548 S., 24 Mark. 


Wenn etwas bei der Beschäf- 
tigung mit Grundrechten als 
Defizit ins Auge sticht, dann 
ist es der Mangel an Strin- 
genz bei der Grundrechts- 
theorie und grundrechtlicher 
Argumentation. Dem Bun- 
desverfassungsgericht wird 
seit langem bescheinigt, es 


habe keine konsistente Inter- 
pretation der Grundrechte, 
sondern greife mal auf den 
einen, mal auf den anderen 
‚Aspekt zurück. 

Alexy hat sich vorgenom- 
men, diesem Rationalitätsde- 
fizit durch eine allgemeine ju- 
ristische Theorie der Grund- 
rechte des Grundgesetzes 
entgegenzuwirken. Deren 
Basis bilden die Prinzipien- 
theorie, mit Hilfe derer zu- 
nächst eine strukturelle An- 
alyse der (objektiven) Grund- 
rechtsnorm geleistet werden 
soll, und die Theorie der 
rechtlichen Grundpositionen, 
die die als „subjektive Rech- 
te” bezeichneten Positionen 
differenzierter aufschlüsselt. 

Im Rahmen der Prinzi- 
pientheorie trifft Alexy die für 
ihn grundlegende Unter- 
scheidung zwischen Regeln 
und Prinzipien. Regeln sind 
„Normen, die stets nur ent- 
weder erfüllt oder nicht erfüllt 
werden können” (S. 76), also 
definitive Festsetzungen im 
Raum des rechtlich und tat- 
sächlich Möglichen. Prinzi- 
pien sind demgegenüber 
Normen, „die gebieten, daß 
etwas in einem relativ auf die 
rechtlichen und tatsächlichen 
Möglichkeiten möglichst ho- 
hen Maße realisiert wird” (S. 
75), also Optimierungsgebo- 
te, deren Maß der Erfüllung 
durch gegenläufige Prinzi- 
pien und Regeln eingegrenzt 
wird. Auf das, was in Prinzi- 
pien statuiert wird, kann man 
sich dementsprechend nur 
„prima facie” (S. 87ff) verlas- 
sen. 

Eine Kombination der — 
analytisch scharf zu unter- 
scheidenden - Regeln und 
Prinzipien ist dadurch mög- 
lich, daß man eine Regel 
formuliert, in die eine 
prinzipien- und damit abwä- 
gungsbestimmte Schranken- 
klausel eingefügt ist („Die 
Gedanken sind frei, soweit 
sie nicht ...”). Grundrechts- 
normen besitzen durch ihre 
strukturelle Konstruktion 
Regel- und Prinzipiencharak- 
ter. 

Mehr Klarheit in den Be- 
‚griff der subjektiven (Grund-) 
Rechte soll die Aufgliederung 
in rechtliche Grundpositio- 
nen bringen. Alexy wählt ei- 
ne Dreiteilung in (relational 
verstandene) Rechte auf et- 
was, Freiheiten und Kompe- 
tenzen. Das Grundrecht als 
Ganzes setzt sich aus einem 
Bündel rechtlicher Grundpo- 
sitionen einschließlich der 
zwischen diesen bestehen- 
den Relationen zusammen. 
Da ein Grundrecht als sub- 
jektives Recht sich auf eine 


Grundrechtsnorm, die dieses 
Recht gewährt, stützt (S. 39), 
prägt die Struktur der Grund- 
rechtsnormen die Konkreti- 
sierung eines Grundrechts: 
‚An Relationen unterscheiden 
kann man die Präzisierungs- 
relation, die Zweck/Mittel- 
Relation und vor allem die — 
schon im Rahmen, aber 
auch außerhalb der vorge- 
nannten Relationen heran- 
zuziehende - Abwägungs- 
relation. 

Auch auf eine statuierte 
Grundrechts-Position kann 
man sich demnach nur „pri- 
ma facie” verlassen. So weit, 
so gut; das hat man - wenn 
auch nicht unbedingt auf- 
grund analytischer Überle- 
gungen - schon vor Alexys 
Habilitationsschrift gewußt. 
Es ist allerdings selten mit 
analytischer Begründung so 
präzisiert dargelegt worden. 

Nach einer Auseinander- 
setzung mit der Statustheorie 
Jellineks und der Begrifflich- 
keit von Grundrechtstatbe- 
stand und Grundrechts- 
schranken erörtert Alexy Art. 
2 Abs. 1 GG als allgemeines 
Freiheitsrecht, Art. 3 Abs. 1 
GG, Rechte auf Schutz und 
auf Organisation und Verfah- 
ren, soziale Grundrechte und 
die Drittwirkung. 

Dem Abschluß dienen kur- 
ze Ausführungen zur grund- 
rechtlichen Argumentation. 
Deren Basis bilden Wortlaut 
und Entstehungsgeschichte 
der Grundrechtsbestimmun- 
gen, verfassungsrechtliche 
Präjudizien sowie normative 
grundrechtsdogmatische 
Theorien. Letztere, ob sie 
nun ein liberales, demokrati- 
sches, sozialstaatliches, ein 
werthaftes oder ein institutio- 
nelles Verständnis aufwei- 
sen, sind sämtlich zumindest 
eins: Prinzipientheorien. Ei- 
ne materiale Grundrechts- 
rechtstheorie in Alexys Sinne 
bündelt mehrere Prinzipien 
und gewährt gleichzeitig den 
Prinzipien der rechtlichen 
Freiheit und der rechtlichen 
Gleichheit des Einzelnen ei- 
nen prima-facie-Vorrang. 

Für im engeren Sinne in- 
haltliche Fragen - Was ge- 
währleisten Grundrechte 
denn nun konkret? — geben 
die Ausführungen insgesamt 
wenig her. Derartige Fragen 
zu beantworten, ist aber auch 
nicht der Anspruch des Bu- 
ches; das bleibt dem weiten 
Feld der (Einzel-)Grund- 
rechtsinterpretation überlas- 
sen. Alexy — im Fahrwasser 
der Theoretiker des rationa- 
len Diskurses über „gute 
Gründe” - hofft auf richtige 
grundrechtliche Ergebnisse 


270 


2188 


Materialien 


durch argumentative Proze- 
duren. Derart offen und ver- 
nünftig kann der Streit um 
Grundrechtsinhalte ruhig 
weitergehen. Vielleicht wür- 
de er wirklich mit Hilfe von 
‚Alexys „allgemeinem Teil der 
Grundrechtsdogmatik” (S. 
18) mit mehr analytisch dog- 
matischer Klarheit geführt, 
wenn es bei den Grundrech- 
ten tatsächlich nur um ratio- 
nalen Diskurs fernab von 
Macht und Interessen ginge. 
‚Alexy selbst beansprucht für 
sein Modell zumindest analy- 
tische Präzision - und (S. 
244): „Daß es dabei zugleich 
von einer gewissen Schön- 
heit ist, darf am Rande ver- 
merkt werden.” 

Marion Albers 


Barbara Just-Dahlmann 
Helmut Just 

Die Gehilfen — 
NS-Verbrechen 
und die Justiz 
nach 1945 


Athenäum Verlag, 
Frankfurt/M 1988, 38,— 


"Wenn die Zeugen der Zeit- 
geschichte gestorben sein 
werden, wird niemand mehr 
aus eigenem Erleben berich- 
ten können’ ist der Anspruch 
der Verfasser. Beide während 
der NS-Zeit zu Juristen aus- 
gebildet und bis vor kurzem 
— sie als Staatsanwältin und 
später Amtsgerichtsdirekto- 
rin, er als Richter - in 
Baden-Württemberg tätig, 
kritisieren die politische und 
justitielle „Bewältigung” der 
NS-Verbrechen. 

Nicht erst mit diesem 
Buch, sondern schon seit An- 
fang der 60er Jahre sind sie 
aktiv und versuchten u.a. et- 
was gegen die 'Gehilfen- 
rechtsprechung’ des BGH 
auszurichten, wonach nur 
noch Hitler, Himmler und 
Heydrich Täter gewesen sein 
sollen. Sie richteten Apelle 
an Strafrechtslehrer, juristi- 
sche Fachzeitschriften und 
den Bundestag. Die Verfas- 
serin hielt 74 Vorträge zu die- 
sem Zweck. Der erste Vortrag 
in Loccum erregte bundes- 
weit Aufsehen und zog ein 


disziplinarrechtliches Verfah- 
ren nach sich. Das weitge- 
hend autobiographische 
Buch ist eine Auswahl von 
Dokumenten ihrer Aktivitäten 
und die öffentlichen Reaktio- 
nen auf die unerwünschte 
Kritik. 

Anlaß für die Verfasser, ak- 
tiv zu werden, war die Abord- 
nung der Verfasserin als 
Staatsanwältin an die Lud- 
wigsburger Zentralstelle zur 
Verfolgung nationalsozialisti- 
scher Gewaltverbrechen. 
Dadurch erfuhren sie das 
Ausmaß der NS-Verbrechen, 
aber auch die Schwierigkei- 
ten der Strafverfolgung infol- 
ge der Verstrickung von Poli- 
tikern, Juristen und Polizisten 
auf höchster Ebene. Promi- 
nentestes Beispiel ist der 
ehemalige baden-württem- 
bergische Ministerpräsident 
Filbinger. 

Die Strafverfolgung und 
die Urteile erscheinen den 
Autoren unangemessen mil- 
de und als Vergangenheits- 
bewältigung ungeeignet. Als 
engagierte Christen fordern 
sie Aufdeckung der schreck- 
lichen Wahrheit, ‘. .. um wie- 
der einen aufrechten Gang 
zu bekommen‘. 

Bei mir hat das Buch zwie- 
spältige Gedanken und Ge- 
fühle ausgelöst. Es doku- 
mentiert das gesellschaftli- 
che und politische Klima der 
‚60er Jahre, das einer wirkli- 
‚chen Verfolgung der NS-Ver- 
brechen entgegenstand und 
gekennzeichnet war vom 
„großen Frieden mit den Tä- 
tern” (Giordano, Die zweite 
Schuld). Gerade für Jüngere, 
die diese Zeit nicht aus eige- 
ner Erfahrung kennen, ist 
das Buch interessant, auch 
wenn es kaum neue Tatsa- 
chen über NS-Verbrechen 
enthält. 

Ihrem eigenen Anspruch 
als Zeitzeugen werden die 
Verfasser jedoch nicht ge- 
recht. Bei einem so brisanten 
Thema unangemessen und 
deshalb erstaunlich finde ich, 
daß die Vergangenheitsbe- 
wältigung für sie — so jeden- 
falls vermittelt es ihr Buch — 
erst Anfang 1960 anfängt, 
obwohl beide die NS-Zeit er- 
lebt haben. Bei der Schilde- 
rung ihrer Aktivitäten in der 
BRD kommt immer wieder 
ihre persönliche Betroffenheit 
zum Ausdruck, Bezüge zu 
den eigenen Erfahrungen in 
der NS-Zeit und daraus ab- 
geleitete Erklärungsversuche 
für die spätere, von den Ver- 
fassern beklagte Entwicklung 
fehlen leider völlig. 

Beate Meyer 


Materialien 


Wissenschaftspolitik 


in NRW seit 1980, Hrsg.: 
Uni-GAL Münster, Schloß- 
platz 1, 4400 Münster, 40 Sei- 
ten, 2 Mark 


Wissenschafts- 
freiheit 

im Widerspruch zur politi- 
schen Mäßigungspflicht — 
der Fall Prof. Dr. Eggert 
Schwan, hrsg. von der HU- 
Berlin, Kufsteiner Str. 12, 
1000 Berlin 62 


Swantje Köbsell. 
Eingriffe - 
Zwangssterilisation 
geistig behinderter 
Frauen 


AG SPAK M 79, AG SPAK 
Publikationen, Kistlerstr. 1, 
8000 München 90, 142 Sei- 
ten, 20 Mark 


Antrag an den 
hess. Minister 
für Umwelt und 
Reaktorsicherheit 


gem. $ 17 Abs. 5 AtomG, die 
Betriebsgenehmigung für 
das AKW Biblis, Blöcke A 
und B zu widerrufen, Hrsg.: 
Verein gegen Umweltzerstö- 
rung — für das Leben unse- 
rer Kinder eV, Mar- 
burg/Frankfurt, Bezug: Han- 
ne Vack, An der Gasse 1, 
6121 Sensbachtal, ca. 150 S., 
10 Mark 


Standesrecht 
im Umbruch? 


Sonderinformation zum 
Recht der Berufsausübung, 
hrsg. vom RAV, Ellernstr. 13, 
3000 Hannover 1, ca. 100 
Seiten, 7 Mark 


Eschen / Huth / 
Fabricius-Brand 
(Arsg.): 

„Linke” Anwaltschaft 
- von der APO 

bis heute. 


Chancen und Versäumnisse, 
Dokumentation des 2. RAV- 
Tages, Berlin September 


1986, theurer Verlag, Post- 
fach 260 130, 5000 Köln 1, 
215 Seiten, 14,40 Mark 


Flucht und Asyl 


Berichte über Flüchtlings- 
gruppen, hrsg. für das Komi- 
tee für Grundrechte und De- 
mokratie und Medico Interna- 
tional am Berliner Institut für 
Vergleichende Sozialfor- 
schung, Edition Parabolis, 
Postfach 11 25, 1000 Berlin 
30, 162 Seiten 


Mescalero 


Zeitung über politische Ge- 
fangene, Nr. 2, c/o Mainzer 
Landstr. 147, 6000 Frankfurt, 
52 Seiten, 3 Mark 


Kriminalisierungs- 
rundbrief 


Nr. 16/17 und 18/19 (1988), c/o 
AKK, Elfbuchenstr. 18, 3500 
Kassel, 52 Seiten, 5 Mark 


Klartext 


Klartext 


Woltdigtrich Jost/Ellen Lissek (Hg.) 


Abi, Studium - und dann? 
Arbeitsplätze - Medien, Verlage, 
‚Aus-und Weiterbildung, Öffentlich- 
keitsarbeit /PR, Kultur, Übersetzen 


144 Seiten, 14,80 DM 
ISBN 3-88474-425-9 


Klartext-Verlag 
Viehofer Platz 1 
4300 Essen 

Tel.: 0201 / 2345.38 


Zeitschriftenrundschau 


Hochschule und 
Arbeitsmarkt 


AZ-Magazin, Hochschulpoli- 
tische Reihe Nr. 10, hrsg. 
vom AStA der FU Berlin, 
Kiebitzweg 23, 1000 Berlin 33 


Archiv Reader 


(Analysen, Fakten, Hinter- 
gründe) Nr. 1 (4/88), Nr. 2/3 
(6/88), hrsg. von der ‘gruppe 
2, Sommerstr. 24, 8000 
München 90, 50 Seiten 


Die Datenschleuder 


Nr. 25 (3/88) : „It's time to get 
out .ofthe dark”, Chaos Com- 
puter Club eV., 
Schwenckestr. 85, 2000 
Hamburg 20, 20 Seiten, 
Mark “ 


Strukturveränderung 
im Strafverfahren 


Verteidigung am Ende oder 
vor neuen! Aufgaben? Do- 
kumentation des 11. Strafver- 
teidigerages (Osnabrück 
1987), _ Weismann-Verlag, 
Justus-von-Liebig-Str. 1, 
8910 Landsberg 


Stellungnahme der 
Strafverteidiger- 
vereinigungen 


zum Entwurf eines Gesetzes 
(23.12.1987) zur Verschärfung 
des politischen Strafrechts 
vom 17.2.1988, 29 S., c/o RA 
Gerhard Lind, Lauerstr. 6, 
6900 Heidelberg 1 oder über 
die Red. gegen Kostenerstat- 
tung (5 Mark) 


Hermann Heller 


Rechtspolitischer Informa- 
tionsdienst für Soziale De- 
mokratie Nr. 4/1987, SPD, Ol- 
lenhauerstr. 1, 5300 Bonn 1. 
Dokumentation eines Werk- 
stattgesprächs über Her- 
mann Heller vom 18. Oktober 
1986. 62 S. (kostenlos) 


Urangate 


Verschiebe- 
chungsskandal in der Atom- 
industrie, c/o Ökologie- & 
Friedensbücher, Jungstr. 11, 
6000 Frankfurt 90, 80 S., 7,80 


Atomwaffenverzicht 
ins Grundgesetz 
Die Grünen (Hrsg.) Col- 


mantstr. 36, 5300 Bonn 1, 
45 S., 3,— 


und Beste- 


Zeitschriften- 
rundschau 


atom 


Nr. 20 (März/April 1988) 
Schwerpunkt: Die 
Atommüll-Mafia: Hanau .. 


Nr. 21 (MaikJuni 1988) 
Schwerpunkt: Die „Neuord- 
nung” der Atomindustrie !? 


Nr. 22 (Sommer 1988) 
„Staatsgewalt”, SPD-Politik, 
$ 130b, IWF-Aktionen, Wend- 
land, Kriminalisiserung 


Demokratie 
und Recht 


Heft 1/88 

Uwe Günther, Was nützt die 
Verankerung des Umwelt- 
schutzes im Grundgesetz 
dem Umweltschutz?, Jan 
Kuhlmann, Juris nach der 
Privatisierung; Eckhard 
Horn, Die Sterilisation geistig 
Behinderter — strafbar? 


Heft 2/88 

Sabine Klein-Schonnefeld / 
Bettina Sokol, PorNo, mit 
oder ohne Justiz, oder: freie 
Sexualität für freie Bürger?; 
Kornelia Buhr, Frauenspezifi- 
sche Verfolgung als Aner- 
kennungsgrund im Asylrecht 


Dr. med. Mabuse 


Nr. 52 (Februar/März 1988) 
Thomas Bock (DGSP), 
Skandal ohne Ende, eine Bi- 
lanz der Psychiatrieentwick- 
lung; Ökoinstitut Freiburg, 
Gefahren der Gentechnolo- 
gie 


Nr. 53 (Juni/Juli 1988) 
Schwerpunkt: Sterbehilfe 


Forschungsjournal 
Neue Soziale 
Bewegungen 


Heft 1/88 

Thema: Symbolik und Habi- 
tus in Neuen Sozialen Bewe- 
gungen 


Heft 2/88 

Thema: Soziale Kontrolle 
‚Jahresabo 20,- Mark; Bezug: 
c/o Thomas Leif, Taunusstr. 
66, 6200 Wiesbaden 


Geheim 


Heft 1/88 

Rolf Gössner, Sicherheitspo- 
litische „Wiedervereinigung” 
- über die Beziehungen 
zwischen Polizei und Ge- 
heimdiensten (Teil Il, Teil I in 


Geheim 3/87) 


info  demokratie 


Heft 2/88 /uli), 

u.a. zu den Referentenent- 
würfen zur "inneren Sicher- 
heit‘, Sonderinfo (Juli 88) 20 
‚Jahre Notstandsgesetze 


Kritische Justiz 


Heft 1/88 

Wolfgang van den Daele, Der 
Fötus als Subjekt und die Au- 
tonomie der Frau; Joist Grol- 
le, Berufsverbote und kein 
Ende; und zwei Beiträge zu 
AIDS 


links 


Nr. 218 (mai 1988) 

Hans Jürgen Krahl, „Studen- 
ten und Arbeiter gemein- 
sam”, die Römerbergrede 
vom 27.5.1968 zu den Not- 


standsgesetzen 

ötv in der 
rechtspflege 

Heft 42 

Heinrich Hannover, Plädoyer 
vor dem Amtsgericht Schwä- 
bisc Gmünd (Richter- 
blockade) 

Psychologie und 
Gesellschaftskritik 
Heft 45/46 (1988) 


Schwerpunkt: Lebensweisen 
und Tod, darin u.a. Udo 
Sierck, Behinderte Men- 
schen als Objekte der Ster- 
behilfe; Hartmut Diessenba- 
cher/Ernie Ueberschär, Hel- 
fen und Töten - zum Fall 
des Massenmörders Arnfin 
Nesset 


sozial extra 


Heft 6/88 
Richard Gründer, Geistig Be- 
hinderte - Normalisierung 
durch Auflösung, Wohnen in 
Gruppen 


Streit 


Heft 1/88 (März) 
Schwerpunkt: Reproduktion- 
stechnologien; Anna Doro- 
thea Brockmann, Von Recht 
und Ordnung in der Gebär- 
mutter, zahlreiche Dokumen- 
te und Literaturhinweise 


Heft 2/88 (Juni) 
Schwerpunkte: Frauen im 
Arbeitsrecht, $ 218, Repro- 
duktionstechnologien 


vorgänge 


Heft 92 (März 1988) 
Schwerpunkt: Rechtspolitik 
im Schlepptau der Wende 


Heft 93 (Mai 1988) 

Gerriet Schröder: Betriebli- 
che Personalinformations- 
systeme; Schwerpunkt: 
Kriegs-Hilfs-Dienst, darin u.a. 
Stefan Philipp, Sonderjustiz 
zugunsten des Militärs; Ul- 
rich Vultejus, Soldaten sind 
Mörder 


Wechselwirkung 


Nr. 36 (Feb. 88) 
Schwerpunkt Kommunika- 
tionstechnologien und -pläne 
der Post; Beiträge zu AIDS, 
Alpenkatastrophen, Arznei- 
mittel in der 3. Welt 


Nr. 37 (Mai 88) 
Schwerpunkt: Wissenschaft 
und Ethik; Beiträge zu AIDS, 
Datentechnik, Arzneimittel- 
exporte, Rechnen für den 
Krieg 


Widersprüche 


Heft 25 (Dezember 1987) 

Schwerpunkt: Prävention 
und soziale Kontrolle, darin 
u.a. Werner Lehne, Polizei 
und Prävention - Auf dem 
Weg in den Sicherheitsstaat? 


Heft 26 (April 1988) 
Rolf Schwendtner, Hackethal 
und die Folgen, 31 Thesen zu 
einem Konflikt in der Ge- 
sundheitsbewegung 
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